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Herausgegriffen 

 

7 
 

 439 

 
 0,9 % 

Verwaltungseinheiten  
zeigten eine auffällige 

Häufung von Zahlungen 

zum Jahresende. 

 von 25 604 analysierten 
Auftragsverhältnissen wiesen 

in den Jahren 2014 bis 2017 

auffällige Folgeaufträge auf. 

 aller Dienstleistungsaufträge 
klassifizierte die Bundes-

verwaltung in den Jahren 

2016 bis 2018 als 

politikorientierte Beratung.   
 Experte/Expertin  Expertinnen und Experten erbringen Leistungen  

für die Bundesverwaltung, die diese nicht selbst 

erfüllen kann. Es handelt sich meist um wissens-

intensive Dienstleistungen wie Beratungen, 

Informatikdienstleistungen oder Forschungs- und 

Entwicklungsaufträge. 

 Dezemberfieber  Von einem «Dezemberfieber» wird gesprochen, wenn 

die Verwaltung gegen Jahresende nicht unbedingt 

notwendige Expertenaufträge vergibt, um das 

laufende Budget noch bestmöglich auszuschöpfen. 

 Hoflieferantentum  Ein «Hoflieferantentum» liegt vor, wenn die 

Verwaltung bestimmten Expertinnen und Experten 

wiederholt Aufträge erteilt, ohne anderen Anbietern 

die Möglichkeit zu geben, sich ebenfalls für diese 

Aufträge zu bewerben.  
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Das Wichtigste in Kürze  

Der Expertenbeizug in der Bundesverwaltung wurde in den letzten Jahren klarer 
geregelt und transparenter. Beim Beschaffungscontrolling sind die statistischen 
Analysen insgesamt zweckmässig, während die vertieften Überprüfungen Mängel 
aufweisen. Die Expertenmandate werden nicht einheitlich erfasst und die Control-
ling-Berichte sind wenig aussagekräftig. 

Gestützt auf eine Evaluation der Parlamentarischen Verwaltungskontrolle (PVK) zum 
Expertenbeizug in der Bundesverwaltung aus dem Jahr 2006 stellte die Geschäftsprü-
fungskommission des Ständerates (GPK-S) verschiedene Missstände bei der Vergabe, 
Transparenz und Regelung von Expertenmandaten durch die Bundesverwaltung fest 
und richtete eine Reihe von Empfehlungen an den Bundesrat. Zwar stellte die GPK-S 
bei ihren Nachkontrollen verschiedene Verbesserungen, jedoch auch noch offene Fra-
gen fest. Im Oktober 2018 beauftragte sie deshalb die PVK im Rahmen einer Nach-
kontrolle mit einer Kurzevaluation, um die Umsetzung ihrer Empfehlungen zu prüfen. 

An ihren Sitzungen vom 28. August 2019 und 11. November 2019 entschied die zu-
ständige Subkommission EJPD/BK der GPK-S über die Ausrichtung der Kurzevalu-
ation. Die PVK überprüfte in der Folge die Umsetzung von fünf der sechs Empfehlun-
gen der GPK-S und führte anhand von Daten aus dem Vertragsmanagement der 
Bundesverwaltung statistische Analysen durch. Nachfolgend sind die wesentlichen 
Ergebnisse dargestellt. 

Kein «Dezemberfieber» gemäss verwaltungsinterner Analyse,  
Befund jedoch nicht verallgemeinerbar 

Unter «Dezemberfieber» wird das Phänomen verstanden, dass die Bundesverwaltung 
gegen Jahresende zahlreiche Beschaffungen tätigt, um das Budget aufzubrauchen. 
Die Verwaltung hat zur Frage des «Dezemberfiebers» Analysen über die gesamte 
Bundesverwaltung durchgeführt, die weitgehend zweckmässig sind. Die Analysen be-
schränken sich jedoch auf ein Jahr (2017) und wurden in den folgenden Jahren nicht 
wiederholt. Zudem blieb die Zahl der aufgrund bestimmter Kriterien vertieft unter-
suchten Verwaltungseinheiten gering. Die Ergebnisse lassen sich deshalb nur be-
schränkt verallgemeinern. Auch sind die Informationen aus den vertieften Abklärun-
gen der festgestellten Risiken in den Verwaltungseinheiten eher oberflächlich. 
Entgegen der Aussage der Verwaltung ist daher nicht generell auszuschliessen, dass 
in einzelnen Verwaltungseinheiten ein «Dezemberfieber» herrscht. 

Statistische Analysen zum «Hoflieferantentum» zweckmässig,  
vertiefte Überprüfungen sowie Berichterstattung dagegen mangelhaft 

Zur Problematik, dass die Verwaltung wiederholt den gleichen Unternehmen Aufträ-
ge erteilt (sog. «Hoflieferantentum»), führt die Verwaltung grundsätzlich zweckmäs-
sige Analysen im Rahmen des Beschaffungscontrollings (BC) durch. Die statistischen 
Analysen konzentrieren sich jedoch auf die grösseren Risiken. Die anschliessende ver-
tiefte Prüfung der festgestellten Auffälligkeiten ist Sache der betroffenen Verwaltungs-
einheiten und erfolgt sehr unterschiedlich und teilweise ungenügend. Die Controlling-
Berichte sind bezüglich der Folgeaufträge wenig aussagekräftig.  
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Expertenmandate sind oft nicht eindeutig zuordenbar,  
Praxis deshalb uneinheitlich und Controlling nur beschränkt möglich 

2016 hat die Verwaltung auf Empfehlung der GPK-S im BC detailliertere Unterkate-
gorien eingeführt, um externe Dienstleistungsaufträge genauer zu erfassen. Dadurch 
konnte die von der GPK-S bemängelte Zahl von Beschaffungen, die keiner spezifi-
schen Beschaffungskategorie zuordenbar sind, stark verringert werden. Es bestehen 
jedoch zwischen den Beschaffungskategorien bei Dienstleistungsaufträgen generell 
und bei politikorientierten Expertenmandaten im Besonderen grosse Abgrenzungs-
probleme. Die Verwaltungseinheiten ordnen die einzelnen Expertenaufträge deshalb 
nicht einheitlich zu. Die entsprechenden Daten sind daher nur sehr beschränkt ver-
gleichbar, was ein aussagekräftiges Controlling erheblich erschwert. 

Keine verlässlichen Angaben zu politikorientierten Expertenmandaten,  
Entwicklung solcher Mandate daher unklar 

Die Verwaltung hat die Politikberatungsmandate gemäss den Controlling-Berichten 
bisher nicht näher analysiert, obwohl dies der Bundesrat im Nachgang zur entspre-
chenden Empfehlung der GPK-S in Betracht gezogen hatte. Die geringe Zahl an aus-
gewiesenen Mandaten zur «politikorientierten Beratung» deutet darauf hin, dass die 
Beschaffungskategorie von der Verwaltung weitgehend gemieden wird und die Anga-
ben somit nicht verlässlich sind. Die PVK hat daraufhin sämtliche für politikorien-
tierte Expertenmandate relevanten Beschaffungskategorien addiert. Dabei hat sie 
festgestellt, dass so aber auch Mandate mitgezählt werden, die kaum mit Politikbera-
tung zu tun haben, z. B. Forschungsaufträge. Anhand der vorhandenen Daten lässt 
sich somit nicht verlässlich prüfen, ob die Politikberatungsmandate abgenommen ha-
ben, wie es die GPK-S gefordert hatte. 

Festgestellte Mängel verdeutlichen generelle Schwächen  
des Beschaffungscontrollings 

Die in den Analysen der PVK festgestellten Schwachpunkte bei der Erfassung der 
Expertenmandate verdeutlichen die generelle Schwäche, dass die Instrumente des BC 
in der Verwaltung nur beschränkt vereinheitlicht werden konnten. Eine zweite gene-
relle Schwäche betrifft die Kompetenzverteilung: Zwar führt die Fachstelle Beschaf-
fungscontrolling des Bundesamtes für Bauten und Logistik (BBL) weitgehend zweck-
mässige statistische Analysen anhand der Instrumente des BC durch, ihre 
Feststellungen werden durch die Departemente jedoch nur sehr beschränkt weiter-
verfolgt, obwohl sie für das BC in ihrem Bereich zuständig sind. Die Fachstelle Be-
schaffungscontrolling des BBL oder die Eidgenössische Finanzverwaltung als Quer-
schnittstellen verfügen nicht über die entsprechenden Kompetenzen, was für ein 
einheitliches und wirksames Beschaffungscontrolling nicht förderlich ist.  
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Bericht 

1 Einleitung 

1.1 Anlass und Fragestellungen 

Gestützt auf eine Evaluation der Parlamentarischen Verwaltungskontrolle (PVK) zum 
Expertenbeizug in der Bundesverwaltung aus dem Jahr 20061 stellte die Geschäfts-
prüfungskommission des Ständerates (GPK-S) verschiedene Missstände bei der 
Vergabe, Transparenz und Regelung von Expertenmandaten durch die Bundesverwal-
tung fest und richtete eine Reihe von Empfehlungen an den Bundesrat.2 Seither gab 
es zwischen der GPK-S und dem Bundesrat einen regen Austausch über die Fort-
schritte bei der Umsetzung dieser Empfehlungen. Die GPK-S stellte verschiedene 
Verbesserungen, aber auch noch offene Fragen fest.3 

Im Rahmen ihrer dritten Nachkontrolle beauftragte die GPK-S die PVK an ihrer Sit-
zung vom 19. Oktober 2018 mit einer Kurzevaluation zum Expertenbeizug in der 
Bundesverwaltung, um die Umsetzung ihrer Empfehlungen zu überprüfen.4 Die zu-
ständige Subkommission EJPD/BK der GPK-S legte anlässlich der Diskussion der 
Projektskizze am 28. August 2019 die Fragestellungen fest. Diese folgen den Emp-
fehlungen, welche die GPK-S bei Abschluss der letzten Nachkontrolle an den Bun-
desrat richtete, und lauten wie folgt: 

1. Hat der Bundesrat die Dezemberzahlungen (sog. «Dezemberfieber») ange-
messen überprüft? 

2. Sind die Analysen zu wettbewerbsbeschränkenden Folgeaufträgen (sog. 
«Hoflieferantentum») im Rahmen des Beschaffungscontrollings zweck-
mässig? 

  

1 Expertenbeizug in der Bundesverwaltung, Bericht der PVK vom 16. Juni 2006 zuhanden 
der GPK-S (BBl 2007 1675). 

2 Umfang, Wettbewerbsorientierung und Steuerung des Expertenbeizugs in der Bundes-
verwaltung, Bericht der GPK-S vom 13. Okt. 2006 (BBl 2007 1661). 

3 Zweite erweiterte Nachkontrolle zum Bericht «Expertenbeizug in der Bundesverwal-
tung», Bericht der GPK-S vom 6. Okt. 2015 (BBl 2016 523); Expertenbeizug in der Bun-
desverwaltung, Zweite erweiterte Nachkontrolle zum Bericht «Expertenbeizug in der 
Bundesverwaltung», Bericht der GPK-S vom 24. Aug. 2016 zur Stellungnahme des Bun-
desrates vom 17. Feb. 2016 (BBl 2016 8339, hier 8346). 

4 Die erste Empfehlung, mit welcher die GPK-S den Bundesrat zu verstärkten Massnahmen 
zur Nutzung des internen Fachwissens anstelle von externen Beratungsaufträgen auffor-
derte (Bericht der GPK-S vom 24. Aug. 2016 [BBl 2016 8339, hier 8341–8345]), wird in 
dieser Kurzevaluation nicht berücksichtigt. Die PVK hat sich im Rahmen der Kurzevalua-
tion «Externe Mitarbeitende der Bundesverwaltung», welche sie im Auftrag der Subkom-
mission EFD/WBF der GPK-S durchführte, bereits mit der Frage der Internalisierung von 
Aufgaben befasst. Vgl. Externe Mitarbeitende der Bundesverwaltung: Kurzevaluation im 
Rahmen einer Nachkontrolle, Bericht der PVK vom 31. Juli 2019 zuhanden der GPK-S 
(BBl 2020 2399). 
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3. Ist die Zuordnung der Beschaffungen zu den einzelnen Kategorien, insbeson-
dere bei Politikberatungsmandaten, klar? Wie sind Höhe und Anteil der Be-
schaffungen, die keiner spezifischen Beschaffungskategorie zuordenbar sind, 
zu bewerten? 

4. Wie ist die Entwicklung der Politikberatungsmandate seit Einführung der ent-
sprechenden Kategorien zu bewerten? 

5. Inwiefern ergeben sich aus den Analysen der PVK Hinweise, ob das Vertrags-
management einheitlich und flächendeckend umgesetzt wird? 

Auf zusätzliche statistische Analysen zum «Dezemberfieber» im Rahmen der 
Kurzevaluation hat die Subkommission gestützt auf ein Arbeitspapier der PVK an-
lässlich ihrer Sitzung vom 11. November 2019 verzichtet.  
1.2 Vorgehen 

Die Herangehensweise der Evaluation ist im Anhang 1 dargestellt. Nachfolgend wer-
den die einzelnen Datenerhebungen und -analysen, die zur Beantwortung der Frage-
stellungen eingesetzt wurden, kurz beschrieben (Tabelle 1).   

Tabelle 1 

Durchgeführte Analysen zur Beantwortung der Fragestellungen   
Nr. Fragestellung Dokumenten-

analysen 
Überprüfung verwal-

tungsinterner Analysen 
Statistische 

Analyse 
Explorative 
Gespräche 

1 Überprüfung der Dezember-

zahlungen («Dezemberfieber») 
    

2 Analyse der Folgeaufträge 

(«Hoflieferantentum») 
    

3 Zuordnung zu den 

Beschaffungskategorien 
    

4 Entwicklung der Politik-

beratungsmandate 
    

5 Umsetzung des Vertrags-

managements 
    

      

Anmerkung:  Hauptanalyse;  ergänzende Analyse  
Dokumentenanalysen hat die PVK hauptsächlich zu den sog. Reporting Sets, d. h. zu 
den Berichterstattungen im Rahmen des Beschaffungscontrollings (BC) für die ge-
samte Bundesverwaltung und (wo vorhanden) für einzelne Departemente und Ämter 
durchgeführt. Zudem überprüfte sie die Weisungen des Bundesamtes für Bauten und 
Logistik (BBL) über das Beschaffungscontrolling. 
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Zu den Fragen des «Dezemberfiebers» und des «Hoflieferantentums» nahm die PVK 
zudem eine Überprüfung der verwaltungsinternen Analysen vor, welche die Bundes-
verwaltung im Nachgang zu den Empfehlungen der GPK-S durchgeführt hat. 

Für die statistische Analyse standen Daten aus dem Vertragsmanagement der Bundes-
verwaltung (VM BVerw), das die Beschaffungsverträge bzw. -bestellungen nach Ka-
tegorien auflistet (vgl. Kap. 2), zur Verfügung. Anhand der Angaben im VM BVerw 
kann untersucht werden, welcher Vertrag bzw. welche Bestellung von welchem Amt 
in welcher Beschaffungskategorie mit welchem Lieferanten zu welchem Betrag und 
an welchem Datum abgeschlossen bzw. abgewickelt wurde. Die verschiedenen An-
gaben liegen allerdings in unterschiedlicher Qualität vor. Die Analyse der PVK stützte 
sich auf die Daten ab dem Jahr 2016. Seit dann gelten die neuen Beschaffungskatego-
rien (Unterkategorien), anhand welcher die beschafften Dienstleistungen detaillierter 
erfasst werden (vgl. Anhang 2). 

Schliesslich führte die PVK im Rahmen ihrer Abklärungen zwei explorative Gesprä-
che mit der Fachstelle Beschaffungscontrolling des BBL. 

Zu einem Entwurf des vorliegenden Berichtes führte die PVK beim Eidgenössischen 
Finanzdepartement (EFD) von Mitte Februar bis Anfang März 2020 eine Konsultation 
durch.   
1.3 Aufbau des Berichtes 

Im folgenden Kapitel wird der Begriff des Expertenbeizugs sowie das Beschaffungs-
controlling (BC) erläutert. Dann werden in je einem Kapitel die Fragestellungen der 
Kurzevaluation beantwortet. Im letzten Kapitel präsentiert die PVK ihre Schlussfol-
gerungen.  
2 Expertenbeizug in der Bundesverwaltung  

Gestützt auf die Evaluation der PVK ging die GPK-S von einem breiten Expertenbe-
griff aus, der sich nicht auf die politischen Beratungstätigkeiten z. B. in der Form von 
Expertenberichten, wissenschaftlichen Studien oder Beratungsmandaten beschränkt, 
sondern jegliche Form des Einkaufs wissensintensiver Dienstleistungen durch die 
Bundesverwaltung einschliesst.5 Darunter fallen auch die meisten Informatikdienst-
leistungen. Ausgeklammert sind Baudienstleistungen, Dienstleistungen in den Berei-
chen Gebäudeunterhalt und Reinigung, Transportleistungen (inkl. Post), Telekommu-
nikationsleistungen, güternahe Informatikdienstleistungen sowie reine Druck- oder 
Übersetzungsaufträge.6 

  

5 PVK (2006), BBl 2007 1675, hier 1686; die Beschaffungskonferenz des Bundes nennt 
in einem Merkblatt zuhanden der Departemente und Ämter Beratungsleistungen, wissen-
schaftliche Studien, Gutachten, Expertisen sowie Politikberatungsmandate als typische 
Expertenmandate, vgl. BBL, Merkblatt Beizug von Experten, Ausgabe: 31.08.2010, 
Stand: 01.05.2014. 

6 Vgl. Anhang 2 für eine Übersicht der als Expertenbeizug berücksichtigten Kategorien von 
Dienstleistungsaufträgen und Anhang 3 für deren Umfang. 



BBl 2021 2024 

 10 / 38 

Der Expertenbeizug in der Bundesverwaltung untersteht den beschaffungsrechtlichen 
Vorgaben für externe Dienstleistungsaufträge.7 Um die Transparenz sowie die Wirt-
schaftlichkeit und Effizienz bei den Beschaffungen des Bundes zu verbessern, führte 
der Bundesrat auf das Jahr 2013 ein BC ein.8 Es beinhaltet drei Instrumente,9 wobei 
sich die Kurzevaluation ausschliesslich mit zwei von ihnen befasst:10 

1. Statistik Beschaffungszahlungen (SBeZ): In der SBeZ werden seit 2009 die 
Zahlungen zu den von der Verwaltung beschafften Gütern und Dienstleistun-
gen erfasst. Es wird dargestellt, welches Amt welche Art von Gütern und 
Dienstleistungen bei welchem Lieferanten zu welchem Betrag beschafft hat. 
Für jede Beschaffungszahlung ist eine Beschaffungskategorie (Güter- bzw. 
Dienstleistungsklassifizierung) sowie eine Lieferantennummer angegeben. 

2. Vertragsmanagement Bundesverwaltung (VM BVerw): Das VM BVerw ist 
eine standardisierte Anwendung zur Erfassung der Beschaffungsprozesse. Es 
wurde ab 2012 in der Verwaltung schrittweise eingeführt und ist seit 2016 in 
der gesamten Bundesverwaltung im Einsatz. Das VM BVerw ermöglicht die 
Auswertung aller Beschaffungsverträge bzw. -bestellungen11 auf Stufe Amt, 
Departement und gesamte Bundesverwaltung. Erfasst werden zudem die 
Vergabeart (inkl. freihändige Vergaben) sowie die zugehörige Beschaffungs-
kategorie und die Lieferantennummer. 

Das übergeordnete BC wird durch den Bundesrat wahrgenommen.12 Das BBL ist zu-
ständig für den Betrieb und Unterhalt der entsprechenden Informatikanwendungen.13 
Gestützt auf die erfassten Daten erstellt das BBL jährliche Berichte (sog. Reporting 
Set) zuhanden des Bundesrates und der Finanzdelegation der eidgenössischen Räte 
(FinDel). Darin hält es Auffälligkeiten fest und empfiehlt Massnahmen.14 Die Arbei-
ten werden von einer interdepartementalen Arbeitsgruppe Beschaffungscontrolling 
koordiniert, die vom BBL geleitet wird.15 Zuständige Stelle innerhalb des BBL ist die 
Fachstelle Beschaffungscontrolling mit acht Mitarbeitenden.  
  

7 Verordnung vom 11. Dez. 1995 über das öffentliche Beschaffungswesen (VöB; 
SR 172.056.11) und Verordnung vom 24. Okt. 2012 über die Organisation des öffentli-
chen Beschaffungswesens des Bundes (Org-VöB; SR 172.056.15). 

8 BBL, Faktenblatt Beschaffungscontrolling, April 2013, www.bbl.admin.ch > Dokumenta-
tion > Faktenblätter > Beschaffungscontrolling (Stand: 8. Aug. 2019). 

9 Vgl. Org-VöB und BBL, Faktenblatt Beschaffungscontrolling, April 2013,  
www.bbl.admin.ch > Dokumentation > Faktenblätter > Beschaffungscontrolling  
(Stand: 8. Aug. 2019). 

10 Neben SBeZ und VM BVerw gibt es das Monitoring Nachhaltige Beschaffung (MnB). 
Mit dem MnB werden für ausgewählte, grössere Beschaffungsprojekte Kennzahlen über 
die Berücksichtigung von Wirtschaftlichkeits-, Umwelt- und Sozialaspekten erhoben und 
ausgewertet. Für den Expertenbeizug ist das Instrument kaum von Bedeutung und wird 
daher nicht weiter untersucht. 

11 Es gibt Verwaltungseinheiten, die aufgrund ihres internen Buchungssystems im 
VM BVerw nicht Verträge, sondern Bestellungen erfassen.  

12 Art. 23b Abs. 5 Org-VöB 
13 Art. 23b Abs. 7 Org-VöB 
14 Grundlage für die Berichterstattung zum BC bildet die Org-VöB. 
15 Art. 23b Abs. 3 Org-VöB 
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3 Dezemberzahlungen (sog. «Dezemberfieber») 

Zusammenfassung: Der von der Verwaltung gewählte Ansatz zur Prüfung eines mög-
lichen Dezemberfiebers war grundsätzlich zweckmässig. Nach vordefinierten Krite-
rien wurden die Beschaffungszahlungen systematisch und risikoorientiert geprüft, 
doch beschränkte sich die Prüfung auf ein Jahr (2017). Zudem liegen zu den vertieften 
Abklärungen, welche die Departemente bei jenen Verwaltungseinheiten vorgenom-
men haben, bei welchen Risiken identifiziert wurden, nur wenig Informationen vor. 
Sie sind daher nur beschränkt aussagekräftig. 

Das vorliegende Kapitel befasst sich mit den in der ersten Evaluationsfragestellung 
(Empfehlung 2 der GPK-S) thematisierten Dezemberzahlungen (sog. «Dezemberfie-
ber»). Der Bundesrat kündigte in seiner Stellungnahme vom 17. Februar 2016 an, dass 
er nach der Einführung des neuen Führungsmodells für die Bundesverwaltung im 
Jahr 2016 anhand der verfügbaren Instrumente des BC vertiefter überprüfen werde, 
ob die erhöhten Zahlungen im Dezember mit der bereits früher gemachten Begrün-
dung des jährlichen Rechnungsabschlusses erklärt werden können.16 Im Rahmen der 
Kurzevaluation wird zunächst untersucht, inwiefern die Bundesverwaltung in der 
Zwischenzeit angemessene Analysen zur Überprüfung eines möglichen Dezemberfie-
bers durchgeführt hat (Ziff. 3.1). Anschliessend wird die Berichterstattung über die 
durchgeführten Analysen bewertet (Ziff. 3.2).  
3.1 Zweckmässige statistische Prüfung, aber wenig 

aussagekräftige vertiefte Überprüfung 

In einer mehrstufigen Analyse prüfte die Verwaltung für das Jahr 2017, ob es Hin-
weise auf erhöhte Zahlungen im Dezember gibt und ob diese gegebenenfalls ange-
messen begründet werden können. Zunächst führten das BBL und die Eidgenössische 
Finanzverwaltung (EFV) eine statistische Prüfung durch (Ziff. 3.1.1). Dann führten 
die Departemente eine vertiefte Überprüfung durch (Ziff. 0). Gestützt darauf nahm 
die EFV eine Gesamtwürdigung vor (Ziff. 3.1.3). Es handelte sich lediglich um ein-
malige Prüfungen für das Jahr 2017, die in den folgenden Jahren nicht wiederholt 
wurden.  
  

16 Bundesrat (2016), BBl 2016 1773, hier 1777. 
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3.1.1 Statistische Prüfung von BBL und EFV 

Auf Basis der Daten aus der Staatsrechnung 2017 und den Angaben im VM BVerw 
führten die EFV und die Fachstelle Beschaffungscontrolling des BBL drei Datenaus-
wertungen zu den Beschaffungszahlungen mit Blick auf ein mögliches Dezemberfie-
ber für das Jahr 2017 durch:17 

– Datenauswertung 1: Anhand der Daten aus dem VM BVerw wurden alle be-
schaffungsrechtlich relevanten Verträge bzw. Bestellungen des 4. Quar-
tals 2017 geprüft. Es wurde untersucht, bei welchen Verwaltungseinheiten es 
vor Jahresende eine Häufung von kurzfristigen Beschaffungsverträgen und 
anteilsmässig grosse Beschaffungszahlungen gab. 

– Datenauswertung 2: Anhand der Globalbudgets und Einzelkredite aller Ver-
waltungseinheiten wurde die Höhe der verbuchten Aufwände im 4. Quar-
tal 2017 mit den Gesamtaufwänden im Jahr 2017 verglichen. So wurden jene 
Verwaltungseinheiten identifiziert, die über die Hälfte ihrer Jahresaufwände 
im 4. Quartal verbuchten. 

– Datenauswertung 3: Die Kreditreste in den Globalbudgets und Einzelkrediten 
der Verwaltungseinheiten wurden geprüft. Tiefe Kreditreste entsprechen einer 
hohen Ausschöpfung der Voranschlagskredite und könnten einen Hinweis lie-
fern, dass es Bemühungen gab, die Kredite zum Jahresende möglichst auszu-
schöpfen. 

Für jede der drei genannten Auswertungen wurden Schwellenwerte definiert, deren 
Übertreten auf ein mögliches Dezemberfieber hinweisen könnte. Die Ergebnisse der 
einzelnen Datenauswertungen wurden gleich gewichtet. Verwaltungseinheiten, die 
zwei der drei Schwellenwerte überschritten, wurden vertiefter geprüft.  

Die festgelegten Schwellenwerte werden von der Verwaltung nicht näher begründet, 
sind für die PVK aber grundsätzlich nachvollziehbar. Durch die Verknüpfung der drei 
Auswertungen mit unterschiedlichen Daten können mögliche Defizite oder Fehlinter-
pretationen aus den einzelnen Auswertungen ausgeglichen werden. Dennoch sieht die 
PVK auch gewisse Schwachpunkte. Beispielsweise kann eine Verwaltungseinheit 
durch das Raster fallen, wenn sie zwar auffällig viele Verträge im 4. Quartal abge-
schlossen und auch bezahlt hat, gleichzeitig aber Kreditreste von über 2 % aufwies 
und die gesamten Aufwände im 4. Quartal weniger als 50 % der Aufwände des ganzen 
Jahres ausmachten, womit die Verwaltungseinheit bei zwei der drei Auswertungen 
unter den definierten Schwellenwerten liegt. Es ist auch möglich, dass bei einer Ver-
waltungseinheit in einzelnen Konten (z. B. in einer Sektion oder Abteilung) auffällig 
viele Aufwände im Dezember anfallen. Über die ganze Verwaltungseinheit gesehen 
muss dies jedoch nicht ins Gewicht fallen, sodass die Verwaltungseinheit insgesamt 
keine Anzeichen eines möglichen Dezemberfiebers zeigt. Tendenziell können durch 
die Analysen der Verwaltung jene Verwaltungseinheiten erkannt werden, bei denen 
im untersuchten Jahr Anzeichen für ein mögliches Dezemberfieber im grösseren Um-
fang bestanden. Besonders stark eingeschränkt ist die Aussagekraft der Analysen 

  

17 Dezemberfieber: Abschluss der Abklärungen, Notiz des EFD vom 13. März 2019. 
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beim Eidgenössischen Departement für auswärtige Angelegenheiten (EDA). Da des-
sen einzelne Verwaltungseinheiten im VM BVerw nicht separat erfasst werden, konn-
ten lediglich Auswertungen auf Departementsebene durchgeführt werden.  
3.1.2 Vertiefte Prüfung der Departemente 

Sieben Verwaltungseinheiten aus fünf Departementen überschritten zwei statistische 
Schwellenwerte und wurden einer vertieften Prüfung unterzogen: 

– Bundesamt für Gesundheit (Eidgenössisches Departement des Innern, EDI), 

– Bundesamt für Polizei Fedpol (Eidgenössisches Justiz- und Polizeideparte-
ment, EJPD), 

– Generalsekretariat Eidgenössisches Departement für Verteidigung, Bevölke-
rungsschutz und Sport (VBS), 

– Armasuisse Wissenschaft und Technologie (VBS), 

– Agroscope (Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und For-
schung; WBF), 

– Bundesamt für Verkehr (Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, 
Energie und Kommunikation, UVEK), 

– Bundesamt für Raumentwicklung (UVEK). 

Die Zahl der vertieft untersuchten Verwaltungseinheiten ist somit gering. Die EFV 
beauftragte die zuständigen Departemente, die in den Auswertungen festgestellten 
Auffälligkeiten der betroffenen Verwaltungseinheiten zu überprüfen und diese zu be-
gründen. Den Departementen wurde vorgeschlagen, die Prüfung auf einige wenige 
Kontengruppen zu konzentrieren, die für ein mögliches Dezemberfieber besonders 
anfällig seien (Informatik- und Beratungsaufwand, Dienstleistungen, Investitionen).18  

Die Fragen, welche die EFV aufgrund der Ergebnisse der drei Datenauswertungen an 
die betroffenen Departemente richtete, haben die Departemente gemäss der Doku-
mentation mehrheitlich beantwortet. Der PVK liegen die entsprechenden Dokumente 
vollständig vor. In sechs von sieben Fällen erläuterten die Departemente gegenüber 
der EFV schriftlich, weshalb bei den betroffenen Verwaltungseinheiten trotz der fest-
gestellten Auffälligkeiten kein «Dezemberfieber» vorliege. Die Begründungen sind 
allerdings meist sehr allgemein gehalten. Gleichzeitig waren aber auch die Fragen der 
EFV an die Departemente sehr offen formuliert. Die EFV hätte nach Ansicht der PVK 
aufgrund der Erkenntnisse aus den statistischen Auswertungen die Fragen durchaus 
zielgerichteter formulieren können (z. B. hinsichtlich auffälliger Konten). 

Vereinzelt beziehen sich die Erläuterungen zwar auf die fraglichen Kontengruppe ei-
ner Verwaltungseinheit (z. B. Informatik), betreffen dann aber nicht in allen Fällen 
das Konto (z. B. Informatikentwicklung), das in der Auswertung des Beschaffungs-
controllings auffällige Werte ergab. Von Agroscope wurden Tabellen mit Verträgen 
und Zahlungen an die EFV geliefert, die belegen sollen, dass kein Dezemberfieber 

  

18 Schreiben der EFV an die betroffenen Departemente vom 18. Nov. 2018. 
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vorliegt. Die Erläuterungen dazu sind aber so kurz gehalten, dass sie nicht ganz nach-
vollzogen werden können. Sie gehen meist nicht auf die konkreten Zahlungen ein, die 
in der statistischen Prüfung auffällig waren. Mit Ausnahme von Agroscope wurde von 
keiner Verwaltungseinheit die betroffenen Verträge dem Antwortschreiben an die 
EFV beigelegt. 

Die Verwaltungseinheiten begründeten die in den Datenauswertungen festgestellten 
Auffälligkeiten hauptsächlich damit, dass es in vielen Bereichen üblich sei, Rechnun-
gen jeweils auf Ende Jahr zu terminieren. Auch versicherten mehrere Verwaltungs-
einheiten gegenüber der EFV, sie würden nur zwingend notwendige Güter und 
Dienstleistungen einkaufen. Dies konnte die EFV anhand der vorliegenden Informa-
tionen jedoch nicht überprüfen.  
3.1.3 Schlussfolgerungen aus den Prüfungen 

Die EFV kommt bei den Analysen und Abklärungen insgesamt zum Ergebnis, dass 
es keine Anzeichen für ein «Dezemberfieber» in der Bundesverwaltung gebe. Die 
EFV sah in ihrer abschliessenden Würdigung der Prüfungen keinen Grund, an den 
Begründungen und Feststellungen der Verwaltungseinheiten und Departemente zu 
zweifeln.19  

Die PVK kommt zu einem etwas kritischeren Ergebnis. Grundsätzlich erscheint der 
PVK die risikoorientierte Vorgehensweise der EFV und des BBL fundiert, auch wenn 
die Wahl der Schwellenwerte und der Fokus auf ein einzelnes Jahr (2017) Einschrän-
kungen bei der Aussagekraft und Verallgemeinerbarkeit der Ergebnisse der Abklä-
rungen mit sich bringen. Einen Mangel sieht die PVK auch darin, dass die EFV den 
Departementen nur wenige Vorgaben für die vertiefte Überprüfung der festgestellten 
Auffälligkeiten gemacht hat. Schliesslich sind die der EFV zugestellten Ergebnisse 
der vertieften Abklärungen wenig detailliert, weshalb die Erklärungen für die Auffäl-
ligkeiten nur bedingt nachvollzogen und bewertet werden können.  
3.2 Keine Informationen zum «Dezemberfieber» 

im Rahmen des Beschaffungscontrollings 

In der Berichterstattung zum BC wurden die Dezemberzahlungen bisher nicht thema-
tisiert. Einzig im Bericht zur gesamten Bundesverwaltung für das Jahr 2016 (Report-
ing Set Bundesrat 2016) werden die Beschaffungszahlungen nach Departementen/BK 
und Monaten für die Jahre 2014, 2015 und 2016 ausgewiesen. Es fällt zwar auf, dass 
die Beschaffungszahlungen im Dezember jeweils etwa doppelt so hoch sind wie in 
einem durchschnittlichen Monat. Dies kann aber, wie oben (Ziff. 3.1) erwähnt, in ers-
ter Linie mit der üblichen Rechnungsstellung per Ende Jahr zusammenhängen. Dar-
über hinaus werden die Dezemberzahlungen in den Reporting Sets nicht angespro-
chen. Es erschliesst sich der PVK nicht, weshalb die Verwaltung die Thematik im 
Hinblick auf die aktuelle Nachkontrolle der GPK zwar analysiert hat, die Ergebnisse 

  

19 Notiz des EFD vom 13. März 2019. 
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der Analysen und Abklärungen jedoch nicht in die Berichterstattung zum BC einge-
flossen sind. 

Da aufgrund der von der Verwaltung für das Jahr 2017 durchgeführten Analysen we-
der seitens der Departemente noch seitens der federführenden EFV Anzeichen für ein 
«Dezemberfieber» ausgemacht wurden, wurde auf weitere Analysen verzichtet.20 An-
gesichts der Mängel insbesondere bei den vertieften Prüfungen durch die Departe-
mente bezweifelt die PVK jedoch, dass ein «Dezemberfieber» damit generell ausge-
schlossen werden kann.  
4 Folgeaufträge (sog. «Hoflieferantentum») 

Zusammenfassung: Die statistischen Analysen, die das BBL im Rahmen des Beschaf-
fungscontrollings durchführt, sind grundsätzlich zweckmässig, um Auffälligkeiten bei 
der Vergabe von Aufträgen festzustellen. Die anschliessende Prüfung der Auffällig-
keiten beschränkt sich jedoch weitgehend darauf, dass das BBL bei den betroffenen 
Verwaltungseinheiten eine Begründung einholt. Eine vertiefte und von den Verwal-
tungseinheiten unabhängige Prüfung findet nicht statt, auch nicht bei grösseren Risi-
ken. Zudem ist im Rahmen des Beschaffungscontrollings die Berichterstattung zur 
Problematik von Folgeaufträgen nicht aussagekräftig. 

Das vorliegende Kapitel befasst sich mit der zweiten Evaluationsfragestellung zum 
«Hoflieferantentum» (Empfehlung 3 der GPK-S). Die GPK-S hatte dem Bundesrat 
empfohlen, vertieft zu überprüfen, ob in der Verwaltung bei Folgeaufträgen an externe 
Expertinnen und Experten zu wenig Wettbewerb und somit ein «Hoflieferantentum» 
besteht. Der Bundesrat zeigte sich in seiner Stellungnahme bereit, diese Frage anhand 
von Auswertungen im Rahmen des BC zu überprüfen. In diesem Kapitel wird bewer-
tet, ob die Verwaltung diese Überprüfung zweckmässig vorgenommen hat (Ziff. 4.1) 
und zu welchen Ergebnissen sie führte (Ziff. 4.2).  
4.1 Analysen der Verwaltung grundsätzlich 

zweckmässig, erfassen jedoch nur grössere Risiken 

Der Begriff des «Hoflieferantentums» ist gemäss EFD weder juristisch noch technisch 
genau zu definieren.21 Der Bundesrat präzisiert den Begriff deshalb wie folgt: «Die 
Bezeichnung ‹Hoflieferantentum› impliziert die Vergabe von Privilegien an Lieferan-
ten, welche im Gegenzug eine Bevorzugung erwarten lässt»22. Die GPK-S verwen-
dete eine ähnliche Definition: «Unter Hoflieferanten werden Lieferanten von Gütern 
oder Dienstleistungen verstanden, die, einmal im Amt verankert, unter Ausschluss 

  

20 Notiz des EFD vom 13. März 2019. 
21 Schreiben des Vorstehers EFD an die GPK-S vom 16. Sept. 2016. 
22 Erweiterte zweite Nachkontrolle zum Bericht der GPK-S vom 13. Okt. 2006 zu Umfang, 

Wettbewerbsorientierung und Steuerung des Expertenbeizugs in der Bundesverwaltung 
und Untersuchung der aktuellen Vorfälle im Beschaffungswesen, Bericht des Bundesrates 
zum Stand der Umsetzung der Empfehlungen 1–10 sowie der Motion 14.3289 (14.3018) 
vom 8. Okt. 2014. 
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oder Einschränkung des Wettbewerbs laufend mit weiteren Aufträgen (Folgeaufträ-
gen) alimentiert werden.»23 

Im Rahmen des BC ist nicht von «Hoflieferantentum» die Rede. Stattdessen wird die 
Problematik enger gefasst und als «Risiken bei der Vergabe von Folgeaufträgen»24 
sowie «Auffälligkeiten bei Folgeaufträgen»25 behandelt, damit anhand der Daten aus 
dem BC Analysen möglich sind. Werden Unregelmässigkeiten festgestellt, sollen die 
entsprechenden Geschäftsbeziehungen näher geprüft und allenfalls Massnahmen ge-
troffen werden.26 

Um feststellen zu können, ob es solche Risiken oder Unrechtmässigkeiten gibt, hat 
das BBL ein zweistufiges Verfahren einwickelt, das jährlich im Rahmen des BC an-
gewendet wird.27 

Auf der ersten Stufe ermittelt das BBL (Fachstelle Beschaffungscontrolling) mit Hilfe 
der Instrumente des BC für alle von der Bundesverwaltung beschafften Dienstleistun-
gen alle Lieferanten, auf welche folgende vier Kriterien gleichzeitig zutreffen:28 

1. Umsatz von mindestens 150 000 Franken pro Buchungskreis (entspricht in 
der Regel einer Verwaltungseinheit), zusammengezählt über die letzten vier 
Jahre. 

2. In den vier letzten Jahren wurde in mindestens drei Jahren ein Umsatz erzielt. 

3. Im vergangenen Jahr ist Umsatz vorhanden. 

4. Zum Lieferant ist im Vertragsmanagement kein Vertrag mit Wettbewerbsver-
fahren (offenes, selektives oder Einladungsverfahren) bei der betroffenen 
Verwaltungseinheit vorhanden. 

Erfüllt ein Lieferant alle vier Kriterien, wird in der entsprechenden Geschäftsbezie-
hung ein Risiko für eine Unregelmässigkeit bei Folgeaufträgen gesehen. 

Auf der zweiten Stufe muss die betroffene Verwaltungseinheit zu den Geschäftsbe-
ziehungen, bei denen ein Risiko festgestellt wurde, Stellung beziehen. Das BBL for-
dert die Verwaltungseinheit auf, für jeden der fraglichen Aufträge «[...] eine abschlies-
sende Beurteilung und Begründung über die Einhaltung des Wettbewerbs bei der 
Auftragsvergabe» vorzunehmen.29 Das heisst, die Verwaltungseinheit hat zu begrün-
den, weshalb sie den Auftrag ohne Wettbewerb an den betreffenden Lieferanten ver-
geben hatte. 

Die Überprüfung der Auftragsvergabe liegt somit bei der betroffenen Verwaltungs-
einheit, nicht beim BBL oder dem zuständigen Departement. Das BBL erstellt eine 
tabellarische Übersicht mit den als Risiken identifizierten Geschäftsbeziehungen nach 
Departement und Amt (d. h. Buchungskreis), dem Auftragsvolumen (Total der Be-

  

23 GPK-S (2015), BBl 2016 523, hier 538. 
24 Schreiben des Vorstehers EFD an die GPK-S vom 16. Sept. 2016. 
25 EFD, Reporting Set Beschaffungscontrolling 2016–2018 Bundesverwaltung. 
26 Bericht des Bundesrates zum Stand der Umsetzung der Empfehlungen 1–10 sowie 

der Motion 14.3289 (14.3018) vom 8. Okt. 2014. 
27 Schreiben des Bundesrates an die GPK-S vom 16. Sept. 2016. 
28 EFD, Reporting Set Beschaffungscontrolling 2016–2018 Bundesverwaltung. 
29 Schreiben des Vorstehers EFD an die GPK-S vom 16. Sept. 2016. 
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schaffungszahlungen) über einen Zeitraum von vier Jahren und gibt an, ob eine Auf-
tragsvergabe gemäss den Rückmeldungen der betroffenen Verwaltungseinheiten im 
Wettbewerb möglich gewesen wäre und ob das Auftragsverhältnis weitergeführt wird 
und führt die entsprechenden Begründungen der Verwaltungseinheiten auf. 

Grundsätzlich erachtet die PVK die statistischen Analysen des BBL (erste Stufe des 
Verfahrens) als fundiert. Die Fachstelle Beschaffungscontrolling führt die entspre-
chenden Auswertungen jährlich systematisch durch. Zudem wurde der Begriff des 
«Hoflieferantentums» soweit präzisiert, dass er anhand der vorhandenen Daten 
zweckmässig untersucht werden kann. Die Anforderung, dass alle vier definierten 
Kriterien erfüllt sein müssen, damit eine Lieferantenbeziehung als auffällig gilt, hat 
allerdings zur Folge, dass nur die grösseren Risiken identifiziert werden. Dies er-
scheint angesichts der für das BC zur Verfügung stehenden Ressourcen und der be-
schränkten Kompetenzen des BBL für das Controlling als angemessen. 

Hingegen erachtet es die PVK nicht als zweckmässig, dass sich die weiteren Abklä-
rungen zu den festgestellten Auffälligkeiten im Wesentlichen auf das Einholen einer 
Begründung der festgestellten Auffälligkeiten seitens der betroffenen Verwaltungs-
einheiten beschränken. Auf der Ebene der vertieften Prüfung der festgestellten Auf-
fälligkeiten (zweite Stufe des Verfahrens) zeigen sich nämlich deutliche Schwächen. 
So lässt sich kaum überprüfen, ob die Angaben der betroffenen Verwaltungsstellen 
angemessen sind. Für die Periode 2014 bis 2017 geht aus der tabellarischen Übersicht 
des BBL zwar hervor, dass die Fachstelle Beschaffungscontrolling bei einzelnen Ver-
waltungseinheiten punktuell nachgefragt hat. Generell fallen die von den Verwal-
tungseinheiten vorgebrachten Begründungen jedoch sehr heterogen aus. Einzelne ver-
wenden immer die gleiche Begründung. Andere verweisen auf eigene interne Listen. 
Oft wird hervorgehoben, dass es sich bei der festgestellten Auffälligkeit um vonei-
nander unabhängige Aufträge oder um verschiedene Vorhaben mit dem gleichen Lie-
feranten handelt. Vereinzelt wird auch darauf verwiesen, dass der fragliche Lieferant 
die Bedürfnisse des Amtes sehr gut abdecke, oder es werden technische Besonderhei-
ten geltend gemacht. Teilweise fehlt eine Begründung gänzlich. Insbesondere bei 
grossen Risiken stellt das Fehlen einer genaueren Überprüfung anhand entsprechen-
der Belege aus Sicht der PVK einen Mangel dar.  
4.2 Informationslage zu Risiken deutlich verbessert, 

Berichterstattung bleibt mangelhaft 

Das EFD stellt die Ergebnisse der verwaltungsinternen Analysen zu Risiken und mög-
lichen Unregelmässigkeiten bei Folgeaufträgen im Rahmen des BC seit dem Berichts-
jahr 2016 in den Reporting Sets für die ganze Bundesverwaltung zusammenfassend 
dar. Die Berichte erwähnen die Kriterien, anhand welcher die Auffälligkeiten identi-
fiziert werden, und geben jeweils für die vier zurückliegenden Jahre die Anteile der 
auffälligen Beschaffungszahlungen in Prozent des gesamten Volumens aller beschaff-
ten Dienstleistungen an. In den Reporting Sets für die Jahre 2017 und 2018 werden 
die festgestellten Auffälligkeiten zusätzlich nach den folgenden Rubriken unterteilt: 

– keine Beurteilung zum künftigen Auftragsverhältnis, Begründung vorhanden; 

– das Auftragsverhältnis wird weitergeführt, Begründung vorhanden; 
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– das Auftragsverhältnis ist oder wird beendet; 

– das Auftragsverhältnis ist oder wird zukünftig ausgeschrieben. 

Gemäss dieser Auswertung waren bei rund 89 Prozent des Zahlungsvolumens aller 
Dienstleistungsaufträge im Zeitraum 2014 bis 2017 keine Auffälligkeiten feststellbar. 
Gegenüber der Untersuchungsperiode 2013 bis 2016 blieb dieser Anteil praktisch un-
verändert.30 Bei den festgestellten Auffälligkeiten handelt es sich meistens um Fälle, 
in denen das Auftragsverhältnis zwar weitergeführt wird, seitens der betroffenen Ver-
waltungseinheit jedoch eine Begründung dazu vorliegt. Fälle ohne Begründung gibt 
es seit der Untersuchungsperiode 2014 bis 2017 gemäss den Berichten nicht mehr. 
Um welche Arten von Begründungen es sich bei den festgestellten Auffälligkeiten 
handelt und ob diese Begründungen nachvollziehbar und rechtmässig sind, geht aus 
der Berichterstattung nicht hervor. Die Begründungen für die festgestellten Auffällig-
keiten sind somit nicht angegeben, was angesichts dessen, dass sich die Kriterien für 
Auffälligkeiten bereits auf die grösseren Risiken konzentrieren, nicht zu befriedigen 
mag. 

Auch kann die grafische Darstellung in den Berichten trügerisch sein. Die einzelnen 
Rubriken für die vier Rubriken von Auffälligkeiten erscheinen dort als anteilsmässig 
klein. Werden jedoch nur die Auffälligkeiten betrachtet, wird deutlich, dass rund zwei 
Drittel aller Beschaffungszahlungen mit Auffälligkeiten (mit einem Gesamtvolumen 
von rund 239 Mio. Fr. über den Zeitraum 2014 bis 2017) unter die Rubrik «Auftrags-
verhältnis wird weitergeführt, Begründung vorhanden» fallen. Dieser Anteil ist be-
merkenswert, kann doch bei diesen Fällen ohne genaue Kenntnis der Begründung ein 
«Hoflieferantentum» nicht ausgeschlossen werden. Dass es sich hierbei nicht um 
Einzelfälle handelt, sondern je nach Departement über 100 auffällige Lieferantenbe-
ziehungen über einen Zeitraum von vier Jahren verzeichnet werden konnten, zeigt 
Tabelle 2.  

Tabelle 2 

Festgestellte Lieferantenbeziehungen mit Auffälligkeiten   
Untersuchungs-
periode 

B+G1 EDA EDI EFD EJPD UVEK VBS WBF Total 

2012–2015 16 34 107 89 50 238 95 69 698 

2013–2016 8 22 79 55 32 187 69 30 482 

2014–2017 12 17 69 45 24 149 67 54 439 
  

1 Behörden und Gerichte 

Quelle: BBL, Fachstelle Beschaffungscontrolling, interne Daten zu Auffälligkeiten bei Folge-
aufträgen, 2012–2017.  
Die FinDel bemängelte die Angaben zu den Folgeaufträgen im Rahmen des Beschaf-
fungscontrollings als «äusserst knapp».31 Daraufhin wurde ab dem Reporting 

  

30 EFD, Reporting Set 2018 Bundesverwaltung, S. 18. 
31 Schreiben der FinDel an den Bundesrat vom 12. Dez. 2017. 
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Set 2018 der Anhang erweitert, indem die Zahlungsvolumen mit festgestellten Auf-
fälligkeiten in absoluten Zahlen und in Prozent nach Departementen aufgeführt wur-
den. Unregelmässigkeiten sind keine angegeben und die Zahlen werden im Bericht 
nicht weiter analysiert oder kommentiert. Vielmehr wird auch hier mit der Berichter-
stattung zum Ausdruck gebracht, dass es zwar Auffälligkeiten gibt (bei rund 12 % des 
Zahlungsvolumens 2014 bis 2017), diese aber unproblematisch sind, da sie entweder 
begründet sind, das Auftragsverhältnis sowieso nicht weitergeführt wird oder das Auf-
tragsverhältnis zukünftig ausgeschrieben wird.  

Nach Art. 21 der Regierungs- und Verwaltungsorganisationsverordnung (RVOV)32 
sind die Departemente für das Beschaffungscontrolling in ihrem Bereich zuständig. 
Diese lassen jedoch nur sehr selektiv departementsspezifische Reporting Sets erstel-
len. Solche liegen für den untersuchten Zeitraum 2016 bis 2018 nur für das EDA, das 
EFD und das EJPD vollständig vor. Für das EDI (2018) und das VBS (2016) existie-
ren sie für einzelne Jahre. Das UVEK und das WBF haben bisher gänzlich darauf 
verzichtet, obwohl die Zahl der auffälligen Lieferantenbeziehungen in ersterem be-
sonders hoch ausfällt. Während eine Auswertung nach Verwaltungseinheiten für das 
EDA nicht möglich ist, weil das gesamte Departement im System einem einzigen Bu-
chungskreis entspricht, stellen die einzelnen Verwaltungseinheiten bei den übrigen 
Departementen hingegen in der Regel separate Buchungskreise dar. Es wäre somit 
möglich, auch auf der Ebene der einzelnen Verwaltungseinheiten Controlling-
Berichte zu erstellen. Dies wird aber, wie erwähnt, nur sehr lückenhaft gemacht.  

Das EJPD konkretisiert und begründet als einziges Departement für die Jahre 2017 
und 2018 in seinen departementsspezifischen Reporting Sets einen konkreten Folge-
auftrag, der trotz grossem Auftragsvolumen (30 bis 44 Mio. Fr.) ohne Wettbewerbs-
verfahren vergeben wurde.33 Das VBS verweist im Anhang zu seinem Reporting Set 
2016 auf weiterführende Unterlagen zur Thematik. Bei den übrigen Departementen 
gibt es – wenn überhaupt eine Berichterstattung erfolgt – jeweils nur eine knappe 
Schilderung der durchgeführten Analysen und ihrer Ergebnisse. Eine Bewertung der 
Ergebnisse fehlt hingegen. 

Darüber hinaus gibt es in den Reporting Sets der Departemente (und in der gesamten 
Berichterstattung zum BC) keine weiteren Informationen zu möglichen Auffälligkei-
ten auf Stufe der einzelnen Verwaltungseinheiten, obwohl aufgrund der Instrumente 
des BC die entsprechenden Informationen vorhanden wären (vgl. Ziff. 4.1). Systema-
tische Angaben zu Folgeaufträgen auf Stufe der Bundesämter fehlen somit nach wie 
vor.  
5 Zuordnung zu den Beschaffungskategorien 

Zusammenfassung: Seit 2016 bestehen in der Statistik der Beschaffungszahlungen für 
Dienstleistungsaufträge detailliertere Unterkategorien. Seither ist der Anteil der nicht 

  

32 Regierungs- und Verwaltungsorganisationsverordnung vom 25. Nov. 1998 
(RVOV; SR 172.010.1). 

33 EJPD, Reporting Set Beschaffungscontrolling 2017–2018, Kapitel 3.5.3. 
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zuordenbaren Beschaffungsaufträge stark zurückgegangen. Die Abgrenzung zwi-
schen den Unterkategorien, insbesondere bei den Politikberatungsmandaten, erachtet 
die PVK jedoch als unklar. Die Weisungen zum Beschaffungscontrolling und die vor-
handenen Erläuterungen zu den einzelnen Unterkategorien schaffen höchstens punk-
tuell Klärung. 

Das vorliegende Kapitel befasst sich mit der dritten Evaluationsfragestellung zur Zu-
ordnung der Dienstleistungsaufträge zu den einzelnen Beschaffungskategorien gene-
rell (Empfehlung 5 der GPK-S; Ziff. 5.1) sowie speziell mit der Erfassung von Poli-
tikberatungsmandaten (Empfehlung 4, Pkt. 2 der GPK-S; Ziff. 5.2).  
5.1 Nichtzuordenbare Beschaffungen zurückgegangen, 

aber Abgrenzungsprobleme bei Kategorisierung 

Für die korrekte Zuordnung der Dienstleistungsaufträge zu den Beschaffungskatego-
rien im Finanzbuchhaltungssystem sind die Verwaltungseinheiten (sog. Bedarfsstel-
len) verantwortlich.34 Anhang 1 der Weisung über das Beschaffungscontrolling35 
führt Gegenstände auf, welche die Zuordnung auf die Unterkategorien erleichtern sol-
len. Verschiedentlich werden zudem mögliche Abgrenzungsschwierigkeiten in einem 
Bemerkungsfeld geklärt. Die Einführung zusätzlicher Unterkategorien wird in der 
Berichterstattung zum Beschaffungscontrolling als Hauptgrund dafür bezeichnet, dass 
die vorher von der GPK-S bemängelte hohe Zahl von Beschaffungen, die keiner spe-
zifischen Beschaffungskategorie zuordenbar sind, stark zurückgegangen ist und das 
entsprechende Zahlungsvolumen seither konstant unter 1 % aller beschafften Dienst-
leistungen liegt. 

Die einzelnen Unterkategorien der Beschaffungskategorie der Dienstleistungen 
(Beschaffungskategorie 18; vgl. Anhang 2) bewertet die PVK jedoch als wenig trenn-
scharf. So ist beispielsweise aufgrund der Vorgaben nicht klar, was unter die «allge-
meinen Beratungsdienstleistungen im Fachbereich eines Amtes» (Unterkatego-
rie 18.1) fällt. Besonders die in den Bemerkungen als Beispiel genannte Projekt-
realisierung kann hier zu Missverständnissen führen. Zwar werden gewisse Unterka-
tegorien explizit ausgeschlossen (IT-, Hilfs- und organisatorischen Projekte sowie 
Projektumsetzung im Bereich der internationalen Zusammenarbeit), andere Unterka-
tegorien, bei welchen in der Praxis oft ebenfalls Projekte durchgeführt werden 
(Forschungsaufträge, Informationsarbeit oder politikorientierte Beratung) hingegen 
nicht. Auch ist unklar, wie sich die unter den allgemeinen Beratungsdienstleistungen 
ebenfalls genannte Rechtsberatung von einem Rechtsgutachten (Unterkatego-
rie 18.10, Expertise und Rechtsgutachten) unterscheidet.  

Der Anhang zu den Weisungen listet teilweise Gegenstände auf, die eine einzelne 
Beschaffung oder einen einzigen Auftragnehmer betreffen. So werden beispielsweise 
in den Erläuterungen zur Unterkategorie 18.2 (Informatikdienstleistungen) die Tier-
verkehrsdatenbank oder zur Unterkategorie 18.12 (Diverse Dienstleistungen für die 
öffentliche Verwaltung) einzelnen Firmen namentlich genannt. Dies erachtet die PVK 

  

34 Weisung über das Beschaffungscontrolling vom 1. April 2016. 
35 Weisung über das Beschaffungscontrolling vom 1. April 2016, Anhang 1. 
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als unangemessen, sollten die Weisungen doch vielmehr eine generelle Hilfestellung 
darstellen.  
5.2 Politikberatungsmandate nicht klar 

einer Beschaffungskategorie zuordenbar 

Wie von der GPK-S empfohlen, wurden für politikorientierte Dienstleistungsman-
date, Expertisen und Auftragsforschung auf Anfang 2016 eigene Unterkategorien ge-
schaffen.36 Abgrenzungsschwierigkeiten zeigen sich jedoch speziell bei der politik-
orientierten Beratung (Unterkategorie 18.8). Diese beinhaltet gemäss den Erläu-
terungen in den Weisungen Beratungsdienstleistungen zu verschiedenen Politikfel-
dern sowie politikorientierte Expertisen. Darunter fallen auch Grundlageninformatio-
nen zur Gestaltung und zum Vollzug einer Politik (Vollzugskonzepte, Evaluationen, 
Wegleitungen, Datenerhebungen) sowie externe Leistungen, welche die operative 
Umsetzung einer Politik unterstützen.37 Gegenüber dem Schreiben des Bundesrates 
an die GPK-S vom 17. Februar 201638 hat sich die Definition der Unterkategorie der 
politikorientierten Beratung einzig dahingehend geändert, dass damals die Ressortfor-
schung noch dazugezählt wurde. Diese ist nun aber Teil der Unterkategorie For-
schung/Auftragsforschung (18.9).  

Generell stellt sich weiterhin die Frage, was unter «politikorientiert» zu verstehen ist. 
Dies wird besonders mit Blick auf die Unterkategorie Forschung/Auftragsfor-
schung (18.9) deutlich. So lassen sich z. B. externe Dienstleistungen gegenüber der 
Verwaltung in Bezug auf die Konzeption oder Umsetzung von geeigneten Politikin-
strumenten oder politischen Massnahmen basierend auf wissenschaftlicher Forschung 
(als Teil der Ressortforschung, Unterkategorie 18.9) nicht eindeutig von der Erarbei-
tung von Grundlageninformationen zur Gestaltung und zum Vollzug einer Politik un-
terscheiden, wie es für die Unterkategorie der politikorientierten Beratung (18.8) in 
den Weisungen definiert ist. Auch lässt sich die Prüfung der Angemessenheit von 
staatlichem Handeln (ebenfalls der Ressortforschung zugeordnet) auch als Evaluation 
verstehen, was gemäss Weisungen aber Teil der politikorientierten Beratung ist. 

Ein ähnliches Bild zeigt sich bei der Unterkategorie der Expertisen und Rechtsgutach-
ten (18.10), worunter gemäss den Weisungen Expertengutachten, Rechtsgutachten, 
Studien inkl. Machbarkeitsstudien und Evaluation von Projekten im Fachbereich ei-
nes Amtes fallen. Für Vollzugskonzepte, Wegleitungen und Datenerhebungen (in den 
Weisungen der politikorientierten Beratung zugeordnet) können auch Expertisen ex-
terner Expertinnen und Experten als Grundlagen dienen (Unterkategorie 18.10), und 
wie sich die Evaluation von Projekten im Fachbereich eines Amtes (ebenfalls Unter-
kategorie 18.10) von Politikevaluationen (und damit von politikorientierten Experti-
sen gemäss Unterkategorie 18.8) unterscheiden, bleibt aufgrund der Weisungen eben-
falls offen.  

  

36 Bundesrat (2016), BBl 2016 1773, hier 1778. 
37 Weisung über das Beschaffungscontrolling vom 1. April 2016, Anhang 1. 
38 Bundesrat (2016) BBl 2016 1773, hier 1779. 
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Weitere Abgrenzungsprobleme bei der politikorientierten Beratung zeigen sich mit 
Bezug zur Kategorie der diversen Dienstleistungen für die öffentliche Verwaltung 
(Unterkategorie 18.12). So können einzelne Gegenstände dieser Kategorie – v. a. Da-
tenerhebungen zu statistischen Zwecken, Medienbeobachtungen, Medienanalysen 
und Marktanalysen – sehr wohl auch als Grundlageninformationen zur Gestaltung und 
zum Vollzug einer Politik erarbeitet werden, was gemäss den Weisungen einer poli-
tikorientierten Beratung gleichkommen würde. 

Es zeigt sich somit deutlich, dass sich externe Dienstleistungsaufträge generell und 
Politikberatungsmandate im Speziellen aufgrund der Vorgaben in den Weisungen 
nicht eindeutig einer Unterkategorie zuordnen lassen. Dieser Sachverhalt wird im An-
hang zu den Weisungen, wo die Präzisierungen für diese Zuordnung enthalten sind, 
ebenfalls in genereller Form festgestellt. Es wird deshalb darauf hingewiesen, dass 
sich die Zuordnung der Dienstleistungsaufträge auf das Wesentliche einer Beschaf-
fung konzentrieren sollten, und es werden Grundsätze für die Zuordnung formuliert. 
So sollen wo möglich verschiedene Vertrags- bzw. Bestellpositionen separat erfasst 
oder ein Vertrag bzw. eine Bestellung aufgrund der wertmässig grössten Teilposition 
einer Unterkategorie zugeordnet werden.39 Diese Grundsätze helfen jedoch nur dann, 
wenn eine Beschaffung mehrere Beschaffungskategorien betrifft (z. B. Entwicklung 
einer IKT-Applikation sowie dazugehörige Schulung der Mitarbeitenden). Sie nützen 
hingegen wenig, wenn eine einzelne Beschaffung oder eine einzelne Vertrags- bzw. 
Bestellposition zugeordnet werden muss, aber die in Frage kommenden Unterkatego-
rien – wie oben ausgeführt – unklar definiert sind und sich deshalb nicht immer klar 
voneinander abgrenzen lassen. Im Rahmen der Konsultation zum Entwurf des vorlie-
genden Berichtes wies das EFD die PVK darauf hin, dass sich aktuell eine interdepar-
tementale Arbeitsgruppe mit der fehlenden Trennschärfe zwischen den Beschaffungs-
kategorien befasst.40  
6 Entwicklung der Politikberatungsmandate 

Zusammenfassung: Die von der Bundesverwaltung als «politikorientierte Beratung» 
ausgewiesenen Expertenmandate sind sowohl von der Anzahl als auch vom Zahlungs-
volumen her äusserst gering. Dies deutet daraufhin, dass die Verwaltungseinheiten 
Mandate angesichts der unklaren Abgrenzungen zwischen den Unterkategorien eher 
einer anderen als dieser Unterkategorie zuordnen. Ob die Politikberatungsmandate 
der Verwaltung abgenommen haben, wie von der GPK-S gefordert, lässt sich auf-
grund der wenig aussagekräftigen Zahlen nicht feststellen. 

In diesem Kapitel wird die in der vierten Evaluationsfragestellung (Empfehlung 4, 
Pkt. 4 der GPK-S) thematisierte Entwicklung der Politikberatungsmandate bewertet. 
Die GPK-S verlangte vom Bundesrat in ihrer Empfehlung, dass die Gesamtausgaben 
für externe Politikberatungen «mittelfristig auf tiefem Niveau stabilisiert werden».41 
Der Bundesrat kündigte daraufhin in seiner Stellungnahme vom 17. Februar 2016 an, 

  

39 Weisungen über das Beschaffungscontrolling vom 1. Apr. 2016, Anhang 1, S. 1. 
40 Antwort des EFD vom 27. Feb. 2020 an die PVK im Rahmen der Verwaltungskonsul-

tation. 
41 GPK-S (2016), BBl 2016 8339, hier 8343. 
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dass für das Jahr 2017 «detaillierte Analysen zu den Beschaffungen im Bereich der 
Politikmandate [sic]» möglich sein werden. Er wolle diese Untersuchungen abwarten 
und «vorerst von dirigistischen Regulierungen absehen» und auch keine «Vorgaben 
für eine Obergrenze der entsprechenden Gesamtausgaben» erlassen.42 

Die PVK hat in Ergänzung zu den Vorgaben für die Erfassung der Politikberatungs-
mandate (vgl. Ziff. 5.2) die Frage zu deren Entwicklung untersucht. Zunächst wird 
die entsprechende Berichterstattung im Rahmen des BC bewertet (Ziff. 6.1). An-
schliessend versuchte die PVK eine Bewertung der Entwicklung der Politikberatungs-
mandate vorzunehmen – was sich anhand der verfügbaren Daten jedoch als unmöglich 
erwies (Ziff. 6.2).  
6.1 Politikberatungsmandate von Bundesrat 

nicht analysiert 

Im Anhang des Reporting Sets Beschaffungscontrolling für das Jahr 2016 wird erst-
mals für alle Departemente der Umfang der «politikorientierten Beratung» (Unterka-
tegorie 18.8) ausgewiesen.43 Gemäss diesen Angaben sind Expertenmandate dieser 
Kategorie sowohl anzahl- als auch volumenmässig äusserst gering. Bei EJPD, VBS, 
EFD und WBF gab es im ersten Berichtsjahr offiziell sogar überhaupt keine solchen 
Mandate. In den Reporting Sets zu den Jahren 2017 und 2018 wird im Berichtsteil 
jeweils auf die Beschaffungskategorie «Politikorientierte Beratung» hingewiesen, 
diese wird jedoch nicht weiter erläutert oder analysiert. Bloss im Anhang werden, wie 
bei den anderen Unterkategorien auch, die darin erfassten Beschaffungszahlungen 
tabellarisch ausgewiesen. Besonders hervorgehoben werden die Zahlungen für «poli-
tikorientierte Beratung» jedoch nicht. Von einer detaillierten Analyse der Beschaffun-
gen im Bereich der Politikberatungsmandate, wie sie der Bundesrat in seiner Stellung-
nahme gegenüber der GPK-S in Aussicht gestellt hatte, kann somit keine Rede sein.  
6.2 Wenige als Politikberatung ausgewiesene 

Expertenmandate, Daten jedoch nicht aussagekräftig 

Die PVK hat anhand der Daten im VM BVerw die von der Verwaltung als «Politik-
orientierte Beratung» (Beschaffungskategorie 18.8) erfassten Expertenmandate statis-
tisch untersucht. Es zeigt sich, dass bei allen Departementen höchstens ein sehr ge-
ringfügiger Teil der jährlich beschafften Dienstleistungen dieser Beschaffungs-
kategorie zugeordnet wird (Tabelle 3). Das EFD und VBS haben im gesamten Zeit-
raum 2016 bis 2019 gar keine Verträge bzw. Bestellungen (und damit auch keine Zah-
lungen) dieser Kategorie zugewiesen. Zudem fällt auf, dass alle Departemente ausser 
dem UVEK im Jahr 2019 (Stichtag 13. Dezember 2019) überhaupt keine neuen Ver-
träge bzw. Bestellungen und auch keine Zahlungen in dieser Kategorie erfasst haben. 

  

42 Bundesrat (2016), BBl 2016 1773, hier 1779. 
43 EFD, Reporting Set Beschaffungscontrolling für das Jahr 2016: Bundesrat, S. 33. 
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Es deutet folglich alles darauf hin, dass die Beschaffungskategorie 18.8 («Politikori-
entierte Beratung») von der Verwaltung bei der Erfassung von externen Experten-
mandaten weitgehend gemieden wird.  

Tabelle 3 
Als «Politikorientierte Beratung» erfasste Expertenmandate 
(Vertrags- bzw. Bestellungsvolumen in 1 000 Fr.)   

 BK EDA EDI EFD EJPD UVEK VBS WBF Total 

2016 1 977 
(4) 

1 611 
(39) 

238 
(1) 

0 
(0) 

15 
(1) 

2 029 
(34) 

0 
(0) 

280 
(1) 

6 150 
(80) 

2017 0 
(0) 

1 223 
(37) 

892 
(7) 

0 
(0) 

30 
(1) 

6 106 
(38) 

0 
(0) 

320 
(6) 

8 571 
(89) 

2018 56 
(1) 

954 
(29) 

327 
(6) 

0 
(0) 

48 
(1) 

1 526 
(36) 

0 
(0) 

67 
(1) 

2 978 
(62) 

2019 0 
(0) 

0 
(0) 

0 
(0) 

0 
(0) 

0 
(0) 

1 260 
(16) 

0 
(0) 

0 
(0) 

1 260 
(16) 

          

Total 2 033 
(5) 

3 788 
(105) 

1 457 
(14) 

0 
(0) 

93 
(3) 

10 921 
(124) 

0 
(0) 

668 
(8) 

18 960 
(259) 

          

Anteil 
an DL 

4,43 % 
(2,22 %) 

0,58 % 
(1,98 %) 

0,35 % 
(0,33 %) 

0,00 % 
(0,00 %) 

0,03 % 
(0,22 %) 

1,96 % 
(2,05 %) 

0,00 % 
(0,00 %) 

0,11 % 
(0,24 %) 

0,45 % 
(0,86 %) 

  

Legende: Vertrags- bzw. Bestellungsvolumen (bereits geleistete oder verpflichtete Zahlungen) 
in der Beschaffungskategorie 18.8 («Politikorientierte Beratung») auf 1 000 Franken gerundet. 
In Klammern: Anzahl erfasste Verträge bzw. Bestellungen. Anteil an DL = Anteil «Politikori-
entierte Beratung» an allen Dienstleistungsaufträgen in %.  

Quelle: BBL, Fachstelle Beschaffungscontrolling, Daten VM (Analyse: PVK).   
Wird berücksichtigt, dass sich Politikberatungsmandate oft nicht klar einer Unterka-
tegorie zuordnen lassen (Ziff. 5.2), muss sich die Bewertung der Entwicklung dieser 
Mandate auf mehrere Unterkategorien stützen. Nachfolgend wird die Entwicklung 
deshalb gesamthaft für jene Unterkategorien statistisch bewertet, denen Politikbera-
tungsmandate aufgrund der Vorgaben am ehesten zugeordnet werden können:  

– Politikorientierte Beratung (Subkategorie 18.8), 

– Forschung/Auftragsforschung (Subkategorie 18.9), 

– Expertisen und Rechtsgutachten (18.10). 

Werden diese drei Subkategorien zusammengefasst, zeigt sich ein anderes Bild, als 
wenn nur die Subkategorie «Politikorientierte Beratung» ausgewertet wird. So wur-
den in der gesamten Bundesverwaltung im Zeitraum 2016 bis 201844 jährlich rund 

  

44 Da die Daten für das Jahr 2019 noch nicht vollständig vorlagen (Stichtag 13. Dez. 2019) 
und die Datenbereinigung durch die Fachstelle Beschaffungscontrolling des BBL noch 
nicht abgeschlossen war, beschränkte sich die Analyse auf den Zeitraum 1. Jan. 2016 
bis 31. Dez. 2018. 
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800 Expertenmandate diesen drei Unterkategorien zugewiesen. Das entsprechende 
jährliche Vertrags- bzw. Bestellungsvolumen bewegte sich zwischen 59 und 76 Mio. 
Franken. Dies entspricht rund 5 bis 6 % des jährlichen Volumens aller von der Ver-
waltung vergebenen Dienstleistungsaufträge. Es kann insgesamt weder eine klare Zu- 
noch Abnahme des Vertrags- bzw. Bestellungsvolumens in diesen drei Unterkatego-
rien ausgemacht werden. Dass es folglich einen Trend geben könnte, wonach das Ge-
samtvolumen dieser Mandate rückläufig ist und sich mittelfristig auf tiefem Niveau 
stabilisiert, wie von der GPK-S gefordert, lässt sich somit aufgrund dieser Zahlen 
nicht feststellen. 

Sowohl anzahl- als auch volumenmässig am meisten Mandate hat in den drei Unter-
kategorien das UVEK vergeben (Abbildung 1). Es war in den Jahren 2016 bis 2018 
für rund die Hälfte aller von der Bundesverwaltung vergebenen Expertenmandate der 
Unterkategorien «Politikorientierte Beratung» (18.8.), «Forschung, Auftragsfor-
schung» (18.9) und «Expertisen und Rechtsgutachten» (18.10) verantwortlich. Es fol-
gen das EDI und das WBF, die jedoch nur zwischen einem Viertel und einem Drittel 
des Vertrags- bzw. Bestellungsvolumens des UVEK für solche Mandate ausmachen. 
Die weiteren Departemente und die BK weisen nur eine geringe Anzahl und ein ver-
gleichsweise tiefes Volumen für solche Mandate aus.   

Abbildung 1  
Totales Auftragsvolumen in potenziell politikrelevanten Unterkategorien   

  
Legende: Jährliches Vertrags- bzw. Bestellungsvolumen in den Kategorien «Politikorientierte 
Beratung» (18.8), «Forschung, Auftragsforschung» (18.9) und «Expertisen und Rechtsgutach-
ten» (18.10), nach Departement und Jahr. 

Quelle: BBL, Fachstelle Beschaffungscontrolling, Daten VM (Analyse: PVK). 
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Innerhalb der Departemente UVEK, EDI und WBF sind es wiederum relativ wenige 
Verwaltungseinheiten, die für den Grossteil dieser Mandate in ihren Departementen 
verantwortlich sind. Dabei fällt auf, dass es hauptsächlich forschungsorientierte Man-
date der Unterkategorie 18.9 (Forschung, Auftragsforschung) der Bundesämter für 
Umwelt (BAFU), Energie (BFE) und Gesundheit (BAG) sind, die den grossen Teil 
der Vertragsvolumina dieser Mandate ausmachen. Wie oben ausgeführt (Ziff. 5.2), 
kann dabei der Übergang zur «politikorientierten Beratung» (Unterkategorie 18.9) 
manchmal fliessend sein. Es handelt sich bei den drei Bundesämtern jedoch auch um 
Verwaltungseinheiten mit ausgeprägter Ressortforschung. Die Ressortforschung als 
Teil der Aufgabenerfüllung einer Verwaltungseinheit lässt sich aber nicht generell mit 
der Vergabe von Politikberatungsmandaten gleichsetzen. Das Gleiche gilt für Rechts-
gutachten und Expertisen (Unterkategorie 18.10), wie sie verschiedene Verwaltungs-
einheiten gelegentlich einholen. 

Insgesamt zeigt sich somit, dass die von der Verwaltung als «politikorientierte Bera-
tung» erfassten Expertenmandate zwar anzahl- und volumenmässig gering sind, diese 
Angaben aber aufgrund des grossen Spielraums bei deren Erfassung nicht aussage-
kräftig sind. Umgekehrt lassen sich die verschiedenen Unterkategorien nicht einfach 
zusammenfassen, wie die oben genannten Beispiele zeigen. Dadurch werden zum Teil 
sehr unterschiedliche Arten von Expertenmandaten zusammengenommen, was wie-
derum keine ausreichend präzisen Aussagen zur Art dieser Mandate erlaubt.  
7 Umsetzung des Vertragsmanagements 

Zusammenfassung: Die in den Analysen der PVK festgestellten Mängel bei der Erfas-
sung von Expertenmandaten verdeutlichen die generellen Schwächen bei der Umset-
zung eines einheitlichen und flächendeckenden BC in der Bundesverwaltung. Die 
Kompetenzen und Ressourcen für das BC sind zudem eng begrenzt. 

Im vorliegenden abschliessenden Ergebniskapitel wird die Evaluationsfragestellung 5 
(Empfehlung 6 der GPK-S) behandelt. Mit ihrer Empfehlung forderte die GPK-S den 
Bundesrat auf, die Vorgaben und die Praxis zum Vertragsmanagement bundesweit zu 
harmonisieren. Die PVK prüfte, ob es aufgrund ihrer Abklärungen und Analysen Hin-
weise darauf gibt, dass sich das Vertragsmanagement in der Bundesverwaltung seither 
verbessert hat. 

Nachfolgend werden die festgestellten Hinweise zusammengefasst (Ziff. 7.1) und die 
Kompetenzaufteilung im Rahmen des BC bewertet (Ziff. 7.2).  
7.1 Beschränkte Harmonisierung 

des Beschaffungscontrollings 

Für die flächendeckende Einführung des Vertragsmanagements wurde mit der Revi-
sion der Org-VöB, die Anfang 2016 in Kraft getreten ist, eine rechtliche Grundlage 
geschaffen.45 Die Beschaffungsprozesse wurden für die gesamte Bundesverwaltung 

  

45 Bundesrat (2016), BBl 2016 1773, hier 1781. 
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harmonisiert.46 Zudem hat das zuständige BBL auf April 2016 aufeinander abge-
stimmte Weisungen zum «Beschaffungscontrolling» und zu den «Harmonisierten Be-
schaffungsprozessen» erlassen.47 Damit wurden die Beschaffungsprozesse weiter ver-
einheitlicht und das Vertragsmanagement insgesamt verbessert. 

Die PVK konnte die Umsetzung dieser Vorgaben im Rahmen der vorliegenden 
Kurzevaluation nicht systematisch untersuchen. Hierfür wären Erhebungen bei den 
einzelnen Verwaltungseinheiten nötig, was den Rahmen einer Kurzevaluation ge-
sprengt hätte. Die von der PVK im Rahmen dieser Kurzevaluation durchgeführten 
Analysen zeigen jedoch, dass die Praxis bei der Erfassung von Expertenmandaten so-
wohl zwischen den Departementen als auch innerhalb der Verwaltungseinheiten nach 
wie vor sehr unterschiedlich ist. Dies ist einerseits auf die generellen Schwierigkeiten 
zurückzuführen, die sich bei der Zuordnung von Dienstleistungsaufträgen zu einzel-
nen Beschaffungskategorien zeigen (Ziff. 5.1) Anderseits sind besonders die Angaben 
zu den politikorientierten Expertenmandaten nicht verlässlich (Ziff. 5.2). Für die Ver-
waltungseinheiten besteht ein sehr grosser Spielraum, wie sie solche Mandate katego-
risieren. Ein aussagekräftiges Beschaffungscontrolling ist deshalb speziell für diesen 
Bereich nur sehr beschränkt möglich (Kap. 6). Hierfür wären klarere und verbindli-
chere Vorgaben zum Vertragsmanagement sowie zu dessen Umsetzung in den Ver-
waltungseinheiten nötig.  
7.2 Kompetenzen der übergeordneten Stellen 

des Beschaffungscontrollings eng begrenzt 

Die von der PVK vorgenommenen Überprüfungen der verwaltungsinternen Analysen 
zum «Dezemberfieber» (Kap. 3) und zum «Hoflieferantentum» (Kap. 4) haben ge-
zeigt, dass die zuständige Fachstelle Beschaffungscontrolling des BBL im Rahmen 
des BC zwar weitgehend zweckmässige Analysen durchführt, deren statistische Fest-
stellungen jedoch nur sehr beschränkt weiter überprüft werden. Diese vertiefteren 
Überprüfungen obliegen weitgehend den betroffenen Verwaltungseinheiten selbst o-
der allenfalls den Departementen. Die Fachstelle Beschaffungscontrolling des BBL 
oder die EFV als Querschnittstelle verfügen nicht über die entsprechenden Prüfungs-
kompetenzen, was einem einheitlichen Vertragsmanagement und einem wirksamen 
Beschaffungscontrolling nicht förderlich ist. 

In einer abgeschlossenen Querschnittsprüfung von 2019 hat die Eidgenössische Fi-
nanzkontrolle (EFK) den Stand und die Entwicklung des Vertragsmanagements sowie 
des Beschaffungscontrollings in der Bundesverwaltung vertieft untersucht.48 Darin 
bemängelt die EFK verschiedentlich, dass aufgrund der Totalrevision des Bundesge-
setzes über das öffentliche Beschaffungswesen und der geplanten Modernisierung der 

  

46 Art. 4 OrgVöB in Verbindung mit Anhang 4. 
47 Schreiben des EFD an die GPK-S vom 16. Sept. 2016, Beilagen 2 und 3. 
48 EFK, Querschnittsprüfung von Stand und Entwicklung des Vertragsmanagements und des 

Beschaffungscontrollings, Bundesamt für Bauten und Logistik, Bericht vom 9. Mai 2019, 
www.efk.admin.ch > Publikationen > Beschaffungswesen. 
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Informatiksysteme der Bundesverwaltung (SUPERB 23)49 notwendige Verbesserun-
gen beim Vertragsmanagement noch anstehen.  
8 Schlussfolgerungen 

Die PVK kommt insgesamt zum Ergebnis, dass aufgrund der Empfehlungen der GPK-
S aus ihrer letzten Nachkontrolle verschiedene Verbesserungen bei der Regelung und 
der Transparenz des Expertenbeizugs erfolgt sind. So wurden neue Unterkategorien 
für Dienstleistungsaufträge eingeführt, worauf die nicht zuordenbaren Dienstleistun-
gen zurückgegangen sind. Besonders bei den politikorientierten Mandaten grenzen 
sich die Unterkategorien aber ungenügend voneinander ab. Die verwaltungsinternen 
statistischen Analysen im Rahmen des Beschaffungscontrollings sind insgesamt 
zweckmässig. Die anschliessenden vertiefenden Überprüfungen haben jedoch Män-
gel. Zudem sind die Controlling-Berichte wenig aussagekräftig. Auf die zentralen Er-
gebnisse wird im Folgenden näher eingegangen.  
8.1 Kein «Dezemberfieber» gemäss verwaltungsinterner 

Analyse, Befund jedoch nicht verallgemeinerbar 

Unter «Dezemberfieber» wird das Phänomen verstanden, dass die Bundesverwaltung 
gegen Jahresende zahlreiche Beschaffungen tätigt, um das Budget aufzubrauchen. Die 
EFV und das BBL haben zur Frage des «Dezemberfiebers» Analysen über die ge-
samte Bundesverwaltung durchgeführt, die weitgehend zweckmässig sind. Sie haben 
die Daten aus dem Beschaffungscontrolling systematisch ausgewertet sowie eine 
Analyse der Globalbudgets und Einzelkredite der einzelnen Verwaltungseinheiten 
vorgenommen. Die Analysen beschränkten sich jedoch auf ein Jahr (2017) und wur-
den in den folgenden Jahren nicht wiederholt. Zudem blieb die Zahl der aufgrund 
bestimmter Kriterien genauer untersuchten Verwaltungseinheiten gering. Die Ergeb-
nisse lassen sich deshalb nur beschränkt verallgemeinern. Auch sind die Informatio-
nen aus den vertieften Abklärungen bei den Verwaltungseinheiten, bei welchen Risi-
ken für unangemessen hohe Zahlungen für Dienstleistungsaufträge gegen Jahresende 
festgestellt wurden, meist oberflächlich. Es fragt sich, ob die zuständigen Departe-
mente sowie abschliessend die federführende EFV die festgestellten Risiken anhand 
dieser Informationen angemessen bewerten konnten. 

Entgegen den Schlussfolgerungen der Verwaltung aus ihren internen Analysen und 
Abklärungen ist deshalb aus Sicht der PVK nicht auszuschliessen, dass einzelne Ver-
waltungseinheiten ein «Dezemberfieber» aufweisen.  
  

49 www.isb.admin.ch > Themen > Projekte und Programme > Programm SUPERB 
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8.2 Statistische Analysen zum «Hoflieferantentum» 
zweckmässig, vertiefte Überprüfungen sowie 
Berichterstattung dagegen mangelhaft 

Zur Problematik, dass die Bundesverwaltung wiederholt den gleichen Unternehmen 
Aufträge erteilt (sog. «Hoflieferantentum»), führt diese grundsätzlich zweckmässige 
Analysen im Rahmen des BC durch. Die Fachstelle Beschaffungscontrolling des BBL 
nimmt hierzu anhand verschiedener Daten aus dem BC systematische statistische 
Analysen vor. Aufgrund der gewählten Kriterien konzentrieren sich diese Analysen 
auf die grösseren Risiken. Wie bei den Analysen zum «Dezemberfieber» zeigt sich, 
dass die Verwaltungseinheiten die vertiefte Überprüfung sehr unterschiedlich vorneh-
men und die an die Fachstelle zurückgemeldeten Feststellungen und Begründungen 
uneinheitlich und teilweise mangelhaft sind. Zudem stellt sich grundsätzlich die 
Frage, ob es ausreicht, wenn die auffälligen Geschäftsbeziehungen hauptsächlich 
durch die betroffenen Verwaltungseinheiten untersucht werden und nicht durch eine 
unabhängigere Stelle wie das BBL oder das zuständige Departement.  

In der Berichterstattung zum BC (sog. Reporting Sets) informiert das zuständige EFD 
den Bundesrat und die FinDel seit 2016 jährlich über die Entwicklung von Folgeauf-
trägen an externe Dienstleistungslieferanten. Seit 2019 wird der entsprechende Con-
trolling-Bericht nach der Kenntnisnahme durch den Bundesrat veröffentlicht. Damit 
steigt allgemein die Transparenz im Beschaffungswesen, also auch im Bereich der 
Dienstleistungsaufträge. Die Berichterstattung zu den verwaltungsinternen Untersu-
chungen der Folgeaufträge ist jedoch wenig aussagekräftig. So wird im Reporting Set 
zur Bundesverwaltung nur sehr generell auf die geringe Grössenordnung der Auffäl-
ligkeiten bei den Folgeaufträgen hingewiesen. Die Begründungen für die Folgeauf-
träge werden nicht dargelegt. Im Anhang des Berichtes werden Kennzahlen für die 
einzelnen Departemente und die BK ausgewiesen, hingegen nicht auf der Ebene der 
einzelnen Verwaltungseinheiten. Das Controlling auf Stufe der Verwaltungseinheiten 
wäre Aufgabe der Departemente, die für das Beschaffungscontrolling in ihrem Be-
reich zuständig sind (Art. 21 RVOV). Nicht alle Departemente erstellen aber regel-
mässig eigene Reporting Sets, obwohl die Fachstelle für Beschaffungscontrolling die 
dafür nötigen Daten aus dem BC den Departementen jährlich zur Verfügung stellt. 
Somit fehlt eine systematische Analyse und Berichterstattung zu den Beschaffungen 
der einzelnen Verwaltungseinheiten.  
8.3 Expertenmandate oft nicht eindeutig zuordenbar, 

Praxis deshalb uneinheitlich und Controlling nur 
beschränkt möglich  

Auf Anfang 2016 wurden auf Empfehlung der GPK-S detaillierte Unterkategorien zur 
Erfassung externer Dienstleistungsaufträge eingeführt. Die Einführung dieser Unter-
kategorien wird in der Berichterstattung zum Beschaffungscontrolling als Hauptgrund 
dafür bezeichnet, dass die vorher von der GPK-S bemängelte hohe Zahl von Beschaf-
fungen, die keiner spezifischen Beschaffungskategorie zuordenbar waren, stark 
zurückgegangen ist. Das entsprechende Zahlungsvolumen liegt seither konstant unter 
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1 % aller beschafften Dienstleistungen. Es zeigt sich jedoch, dass zwischen den Be-
schaffungskategorien für Dienstleistungsaufträge generell und besonders für die Er-
fassung von politikorientierten Expertenmandaten grosse Abgrenzungsprobleme be-
stehen und die Verwaltungseinheiten einzelne Aufträge dadurch nicht einheitlich 
zuordnen. Daher überrascht es nicht, dass gerade bei den politikorientierten Experten-
mandaten nicht nur zwischen den Departementen, sondern auch zwischen den Ver-
waltungseinheiten eines einzelnen Departements teilweise grosse Unterschiede beste-
hen, wie solche Mandate erfasst werden. Aufgrund dieser uneinheitlichen Praxis sind 
die entsprechenden Beschaffungsdaten nur sehr beschränkt vergleichbar, was ein aus-
sagekräftiges Beschaffungscontrolling erheblich erschwert.  
8.4 Keine verlässlichen Angaben zu politikorientierten 

Expertenmandaten, Entwicklung solcher Mandate 
daher unklar 

Obwohl vom Bundesrat im Nachgang zur entsprechenden Empfehlung der GPK-S in 
Betracht gezogen, wurden die Politikberatungsmandate gemäss der Berichterstattung 
zum BC bisher durch die Verwaltung nicht näher analysiert. Die Beschaffungszah-
lungen der Unterkategorie «Politikorientierte Beratung» werden bloss wie alle ande-
ren Unterkategorien jeweils im Anhang der jährlichen Reporting Sets ausgewiesen. 
Dort zeigt sich, dass in der gesamten Bundesverwaltung kaum Expertenmandate die-
ser Unterkategorie zuordnet und damit auch kaum Zahlungen in dieser Beschaffungs-
kategorie verbucht werden. Dies deutet darauf hin, dass diese Unterkategorie von der 
Verwaltung weitgehend gemieden wird und die dazu vorhandenen Angaben somit 
nicht verlässlich sind. 

Die PVK hat daraufhin eine statistische Auswertung jener Unterkategorien mit den 
grössten Überschneidungen zur politikorientierten Beratung durchgeführt. Diese 
zeigt, dass die Anzahl und das Zahlungsvolumen der Mandate insgesamt weitgehend 
konstant geblieben sind, wobei es grosse Unterschiede zwischen den Departementen 
und Verwaltungseinheiten gibt. So haben beispielsweise im UVEK das BAFU und 
das BFE im untersuchten Zeitraum 2016 bis 2018 relativ umfangreiche Mandate im 
Bereich «Forschung, Auftragsforschung» vergeben. Da es sich bei solchen Ressort-
forschungsaufträgen wie auch bei Rechtsgutachten und Expertisen nicht generell um 
Politikberatung handelt, sind die Daten jedoch nicht aussagekräftig. Die Entwicklung 
der Politikberatungsmandate der Verwaltung kann somit nicht überprüft werden. Ob 
diese Mandate insgesamt abgenommen haben, wie von der GPK-S gefordert, lässt 
sich deshalb nicht feststellen.   
8.5 Festgestellte Mängel verdeutlichen generelle 

Schwächen des Beschaffungscontrollings 

Die in den Analysen der PVK festgestellten Abgrenzungsprobleme bei der Zuordnung 
einzelner Dienstleistungsaufträge zu verschiedenen Beschaffungskategorien verdeut-
lichen die nach wie vor bestehende Schwäche, dass die Instrumente des BC in der 
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Verwaltung nur beschränkt vereinheitlicht werden konnten. Trotz punktueller Verbes-
serungen erfassen die einzelnen Verwaltungseinheiten die verschiedenen Dienstleis-
tungsaufträge nach wie vor nicht einheitlich. Aufgrund der dadurch beeinträchtigten 
Datenqualität ist ein wirksames Beschaffungscontrolling kaum möglich, besonders im 
Bereich der Politikberatungsmandate, wo sich zwischen den relevanten Beschaffungs-
kategorien diverse Überschneidungen zeigen. Harmonisierungsprobleme zeigen sich 
darüber hinaus beispielsweise auch bei der Definition von Buchungskreisen, die nicht 
bei allen Departementen den einzelnen Verwaltungseinheiten entsprechen. 

Eine zweite Schwäche betrifft die Kompetenzverteilung: Zwar führt die zuständige 
Fachstelle Beschaffungscontrolling des BBL anhand der Instrumente des BC weitge-
hend zweckmässige Analysen durch. Ihre statistischen Feststellungen werden durch 
die Departemente jedoch nur sehr beschränkt vertiefter überprüft, obwohl sie für das 
BC in ihrem Bereich zuständig sind. Die Fachstelle Beschaffungscontrolling des BBL 
oder die EFV als Querschnittstellen verfügen nicht über die entsprechenden Kompe-
tenzen, was für ein einheitliches und wirksames Beschaffungscontrolling nicht för-
derlich ist.  
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Abkürzungsverzeichnis 

Abs. Absatz 

Art. Artikel 

BAFU Bundesamt für Umwelt 

BAG Bundesamt für Gesundheit 

BBl Bundesblatt 

BBL Bundesamt für Bauten und Logistik 

BC Beschaffungscontrolling 

BFE Bundesamt für Energie 

BK Bundeskanzlei 

EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten 

EDI Eidgenössisches Departement des Innern 

EFD Eidgenössisches Finanzdepartement 

EFV Eidgenössische Finanzverwaltung 

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement 

FinDel Finanzdelegation der eidgenössischen Räte 

GPK-S Geschäftsprüfungskommission des Ständerates 

Org-VöB Verordnung vom 24. Okt. 2012 über die Organisation des öffentli-
chen Beschaffungswesens der Bundesverwaltung (SR 172.056.15) 

PVK  Parlamentarische Verwaltungskontrolle 

RVOV Regierungs- und Verwaltungsorganisationsverordnung vom 
25. Nov. 1998 (SR 172.010.1) 

SBeZ Statistik Beschaffungszahlungen 

SR Systematische Rechtssammlung 

UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und 
Kommunikation 

VBS Eidgenössisches Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz 
und Sport 

vgl. vergleiche 

VM BVerw Vertragsmanagement der Bundesverwaltung 

VöB Verordnung vom 11. Dez. 1995 über das öffentliche Beschaffungs-
wesen (SR 172.056.11)  

WBF Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung  

Ziff. Ziffer 
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Anhang 1 

Herangehensweise der Evaluation    
Ziele der 

Politik: 
Mit dem Beizug externer Expertinnen und Experten beschafft sich die Bundesverwaltung für ihre 
Leistungserbringung zusätzliches Fachwissen, das intern nicht vorhanden ist und dessen interner 
Aufbau sich für den Bund nicht lohnt. 

 

 

Dies wird 
erreicht 

durch: 

Um Expertinnen und Experten beizuziehen, vergeben die Verwaltungseinheiten externe Dienst-
leistungsaufträge, wobei die beschaffungsrechtlichen Vorgaben gelten. Die Aufträge werden 
im Rahmen des Beschaffungscontrollings im Vertragsmanagement und in der Statistik Beschaf-
fungszahlungen der Bundesverwaltung erfasst, um die Transparenz, Wirtschaftlichkeit und Effizi-
enz im Beschaffungswesen des Bundes zu verbessern. 

 

 

Fokus der 
Evaluation: 

In der Kurzevaluation untersuchte die PVK die Umsetzung von fünf der sechs Empfehlungen 
der GPK-S aus der letzten Nachkontrolle. Die Empfehlungen der GPK-S befassten sich mit den 
Beschaffungszahlungen zum Jahresende («Dezemberfieber»), den Auffälligkeiten bei Folgeauf-
trägen («Hoflieferantentum»), den Vorgaben zur Zuordnung von Dienstleistungsaufträgen zu den 
Beschaffungskategorien, der Entwicklung von Politikberatungsmandaten sowie der Umsetzung 
eines einheitlichen und flächendeckenden Vertragsmanagements in der Bundesverwaltung. 

 

     

Fragestel-
lungen der 

Evaluation: 

Hat der Bundes-
rat ein mögliches 
«Dezemberfie-
ber» angemes-
sen überprüft? 

Sind die Analy-
sen der Verwal-
tung zum «Hof-
lieferantentum» 
zweckmässig? 

Ist die Zuord-
nung zu den Be-
schaffungskate-
gorien klar? 
Inwiefern gibt es 
Beschaffungen, 
die keiner Kate-
gorie zuordenbar 
sind?  

Wie ist die Ent-
wicklung der Po-
litikberatungs-
mandate zu 
bewerten? 

Inwiefern gibt es 
Hinweise, ob das 
Vertragsma-
nagement ein-
heitlich und flä-
chendeckend 
umgesetzt wird? 

 
     

Durch-
geführte 

Analysen: 

Dokumentenanalysen und Überprü-
fung der verwaltungsinternen Analy-
sen 

Dokumentenanalyse und statistische 
Analyse der Daten aus dem Ver-
tragsmanagement der Bundesver-
waltung 

Dokumentenana-
lyse und explora-
tive Gespräche     
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Anhang 2 

Unterkategorien «Dienstleistungen» (Beschaffungskat. 18) 

 Nr. Unterkategorie Bemerkungen 

B
er

ei
ts

 v
o

r 
2

0
1

6
 b

es
te

h
en

d
e 

B
es

ch
af

fu
n
g

sk
at

eg
o

ri
en

 18.1 Allg. Beratungs-DL  
im Fachbereich eines 
Amtes und Honorare 

Unterstützende Dienste für die öffentliche Verwaltung; 
Rechtsberatung / -vertretung; Honorare für Projektrea-
lisierungen, exkl. IT- Hilfs- und organisatorische Pro-
jekte sowie Projektumsetzung im Bereich der internati-
onalen Zusammenarbeit 

18.2 Informatik-DL exkl.  
Personalverleih im  
Bereich IKT 

Informatikdienstleistungen im Bereich IKT 

18.3 Beratungs-DL für  
Management und  
Organisation sowie 
Coaching 

Unternehmens-, Management- und Personalberatung; 
Treuhand- / Buchhaltungsdienst; Coaching; Assess-
ments; Audits 

18.4 Informationsarbeit Öffentlichkeitsarbeit, Informations- und Präventionsar-
beit; Analysen zu Volksabstimmungen; Ausstellungen 
/ Veranstaltungen in diesem Bereich; Presse- und 
Informationsdienste (exkl. Stelleninserate) 

18.5 Sprach- und Überset-
zungsdienstleistungen 

Übersetzungen; Dolmetscherdienste; Lektorate 

N
eu

e 
B

es
ch

af
fu

n
g

sk
at

eg
o

ri
en

 a
b

 2
0

1
6
 

18.6 Personalverleih und  
temporäres Personal im 
Bereich IKT 

Personalverleih und temporäres Personal im Bereich 
IKT.  

18.7 Personalverleih und  
temporäres Personal,  
exkl. Bereich IKT 

Personalverleih und temporäres Personal, exkl. IKT; 
Entschädigung für Beobachter im Bereich Umwelt, 
Strassen 

Der Personalverleih (18.6 und 18.7) wurde im Rahmen 
der Kurzevaluation «Externe Mitarbeitende» zuhanden 
der Subkommission EFD/WBF der GPK-S untersucht. 

18.8 Politikorientierte  
Beratung 

Beratungen zu verschiedenen Politikfeldern; Politikori-
entierte Expertisen 

18.9 Forschung, Auftragsfor-
schung 

Forschungs- und Entwicklungsaufträge, inkl.  
beschaffungsrechtlich relevante Ressortforschungs-
projekte der Ämter 

18.10 Expertisen (auch im 
Fachbereich eines  
Amtes), Rechtsgutachten 

Expertengutachten; Rechtsgutachten; Studien 
inkl. Machbarkeitsstudien; Evaluation von Projekten 
im Fachbereich eines Amtes 

18.11 Aus- und Weiterbildung Kurse; Schulungen; Prüfungskosten; Zertifizierungen; 
Seminare, Workshops; Kongresse, Tagungen; inkl. 
Raummiete und Verpflegung in diesem Bereich 
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 Nr. Unterkategorie Bemerkungen 

18.12 Diverse Dienstleistungen  
für die öffentliche  
Verwaltung 

Honorare inkl. Spesen an Kommissionsmitglieder und 
Mitglieder von Evaluationskomitees, exkl. Ausserpar-
lamentarische Kommissionen 

18.13 Umsetzung und Beglei-
tung von Projekten der 
internationalen Zusam-
menarbeit 

 

   

Anmerkung: Die in der Kurzevaluation als Expertenaufträge berücksichtigten Unterkategorien 
sind grau schattiert. 

Quellen: BBL, Weisungen über das Beschaffungscontrolling, Anhang 1 Grundlagen für die 
Zuordnung von Beschaffungskategorien bei Vergaben, Verträgen, Bestellungen und Zahlungen 
in der Bundesverwaltung, Version 6. Sept. 2018; BBL, Ergänzende Hinweise zu den Auswer-
tungen 2016 der Instrumente des Beschaffungscontrollings, Stand 13. Juni 2017.  
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Anhang 3 

Umfang der Expertenaufträge der Bundesverwaltung 

Angabe in Millionen Franken pro Jahr (2016 bis 2018), nach Unterkategorien   
Nr. Unterkategorie 2016 2017 2018 

18.1 Allg. Beratungs-DL im Fachbereich  
eines Amtes und Honorare 156,3 120,5 96,9 

18.2 Informatik-DL exkl. Personalverleih  
im Bereich IKT 270,7 288,0 301,7 

18.3 Beratungs-DL für Management und  
Organisation sowie Coaching 24,7 24,1 33,6 

18.4 Informationsarbeit 32,3 30,8 31,9 

18.8 Politikorientierte Beratung 1,3 4,2 6,9 

18.9 Forschung, Auftragsforschung 26,7 34,8 37,0 

18.10 Expertisen (auch im Fachbereich eines 
Amtes), Rechtsgutachten 12,0 21,5 20,9 

18.11 Aus- und Weiterbildung 41,1 39,4 36,1 

18.12 Diverse Dienstleistungen für die  
öffentliche Verwaltung 192,4 165,4 199,7 

18.13 Umsetzung und Begleitung von Projek-
ten der internationalen Zusammenarbeit 167,3 149,4 146,0 

 Total 924,8 878,2 910,6 
 

Anmerkung: Nur die als Expertenaufträge berücksichtigten Unterkategorien (vgl. Anhang 2). 

Quelle: EFD, Reporting Set Beschaffungscontrolling 2018 Bundesverwaltung, Stand:  
20. August 2019.  
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Impressum   
Durchführung der Untersuchung 

Dr. Christian Hirschi (Projektleitung) 

Armin Hanselmann (wissenschaftliche Mitarbeit) 

Dr. Felix Strebel (wissenschaftliche Mitarbeit) 

Dr. Simone Ledermann (wissenschaftliche Mitarbeit)         
Dank 

Die PVK dankt der Fachstelle Beschaffungscontrolling des BBL, der EFV, den Gene-
ralsekretariaten der eidgenössischen Departemente sowie der EFK für die erteilten 
Auskünfte und die zur Verfügung gestellten Daten und Dokumente.   
Kontakt 

Parlamentarische Verwaltungskontrolle 

Parlamentsdienste 

CH-3003 Bern 

Tel. +41 58 322 97 99 

E-Mail: pvk.cpa@parl.admin.ch 

www.parlament.ch > Organe > Kommissionen > PVK  
Originalsprache des Berichts: Deutsch 
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